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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner; für
unser Vertragsverhältnis gelten die nachfolgenden Bedingun-
gen.
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Erläuterung einiger Begriffe

Um Ihnen das Lesen der Bedingungen zu erleichtern, erläutern
wir nachfolgend einige Begriffe. Diese sind in den Bedingun-
gen unterstrichen.

Bezugsberechtigter ist derjenige, der das Recht auf die Versi-
cherungsleistung hat.

Deckungskapital ist das nach anerkannten Regeln der Versi-
cherungsmathematik berechnete und für die vereinbarte Lei-
stung angesparte Kapital.

Folgebeiträge sind die nach der ersten Beitragsfälligkeit zu
zahlenden Beiträge.

Rechnungsgrundlagen sind die Grundlagen, die für die Kalku-
lation Ihrer Versicherung benötigt werden. Diese sind im We-
sentlichen Sterbetafel, Rechnungszins und Kosten.

Textform ist beispielsweise erfüllt, wenn die Erklärung in Form
eines Briefes, Telefaxes oder einer ausdruckbaren E-Mail abge-
geben wird.

Versicherte Person ist diejenige Person, auf deren Leben die
Versicherung abgeschlossen wird.

Versicherungsnehmer ist unser Vertragspartner. Die Rechte
und Pflichten aus diesem Vertrag betreffen vorrangig den Ver-
sicherungsnehmer.

 

 

Leistungen und Versicherungsschutz

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?

In Abhängigkeit von der mit Ihnen vereinbarten Versicherungs-
form erbringen wir die folgenden Versicherungsleistungen:

(1) Risikoversicherung (Tarif RU)
Wenn die versicherte Person während der Versicherungs-
dauer stirbt, zahlen wir die vereinbarte Versicherungs-
summe.

(2) Risikoversicherung für zwei verbundene Leben (Tarif
RUV)
Wenn eine der versicherten Personen während der Ver-
sicherungsdauer stirbt, zahlen wir die vereinbarte Versi-
cherungssumme. Auch bei gleichzeitigem Tod beider ver-
sicherter Personen zahlen wir die vereinbarte Versiche-
rungssumme nur einmal.

(3) Risikoversicherung mit fallender Versicherungssumme
(Tarife RF, RFk)
Wenn die versicherte Person während der Versicherungs-
dauer stirbt, zahlen wir die jeweils vereinbarte Versiche-
rungssumme. Die Anfangsversicherungssumme bleibt für
eine vereinbarte Zeit konstant und fällt dann monatlich
um einen vereinbarten gleich bleibenden Betrag.

(4) Risikoversicherung mit individuell fallender Versiche-
rungssumme (Tarif RUF)
Wenn die versicherte Person während der Versicherungs-
dauer stirbt, zahlen wir die jeweils vereinbarte Versiche-
rungssumme. Für jedes Versicherungsjahr wird bei Ver-
tragsabschluss eine Versicherungssumme vereinbart.

(5) Risikoversicherung mit individuell fallender Versiche-
rungssumme für zwei verbundene Leben (Tarif RUFV)
Wenn eine der versicherten Personen während der Versi-
cherungsdauer stirbt, zahlen wir die jeweils vereinbarte
Versicherungssumme. Für jedes Versicherungsjahr wird
bei Vertragsabschluss eine Versicherungssumme verein-
bart. Auch bei gleichzeitigem Tod beider versicherter Per-
sonen zahlen wir die jeweils versicherte Summe nur ein-
mal.

§ 2 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?

(1) Ihr Vertrag erhält eine Überschussbeteiligung. Diese rich-
tet sich nach § 153 VVG in der jeweils zum Zeitpunkt ei-
ner Zuteilung geltenden Fassung. Wir ermitteln die Über-
schüsse nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches
und veröffentlichen sie jährlich im Geschäftsbericht.
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Wir erläutern Ihnen,
- wie wir die Überschussbeteiligung in ihrer Gesamthei-

termitteln (Absatz 2)
- wie die Überschussbeteiligung Ihres konkreten Vertra-

ges erfolgt (Absatz 3) und
- warum wir die Höhe der Überschussbeteiligung nicht

garantieren können (Absatz 4).

(2) Wie ermitteln wir die Überschussbeteiligung in ihrer
Gesamtheit?
Wir informieren Sie
- aus welchen Quellen die Überschüsse stammen (a)
- wie wir mit diesen Überschüssen verfahren (b) und
- warum auf Risikoversicherungen keine Bewertungsre-

serven entstehen (c).
Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Beteiligung Ih-
res Vertrages an den Überschüssen ergeben sich hieraus
noch nicht.

(a) Überschüsse können aus drei verschiedenen Quellen ent-
stehen:
- den Kapitalerträgen (aa),
- dem Risikoergebnis (bb) und
- dem übrigen Ergebnis (cc).

Wir beteiligen die Verträge in ihrer Gesamtheit an diesen
Überschüssen. Dabei beachten wir die Verordnung über
die Mindestbeitragsrückerstattung in der Lebensversi-
cherung (Mindestzuführungsverordnung) in der jeweils
geltenden Fassung.

(aa) Kapitalerträge
Von den Nettoerträgen der nach der Mindestzuführungs-
verordnung maßgeblichen Kapitalanlagen erhalten die
Verträge insgesamt mindestens den dort genannten pro-
zentualen Anteil. In der derzeitigen Fassung der Mindest-
zuführungsverordnung sind grundsätzlich 90 % vorge-
schrieben. Aus diesem Betrag werden zunächst die Mittel
entnommen, die zur Finanzierung der vereinbarten Lei-
stungen benötigt werden. Die verbleibenden Mittel ver-
wenden wir für die Überschussbeteiligung. Wenn die Net-
toerträge nach Satz 1 nicht für die Finanzierung der ver-
einbarten Leistungen ausreichen, verrechnen wir den Un-
terschiedsbetrag - soweit möglich - mit der Mindestzu-
führung aus dem Risikoergebnis (bb) und dem übrigen
Ergebnis (cc). Die Beiträge einer Risikolebensversiche-
rung sind allerdings so kalkuliert, wie sie zur Deckung des
Todesfallrisikos und der Kosten benötigt werden. Es ste-
hen daher keine Beträge zur Verfügung, um Kapital zu bil-
den, aus dem Kapitalerträge entstehen können.

(bb) Risikoergebnis
In der Risikolebensversicherung hängt die Höhe der
Überschüsse vor allem von der Anzahl der eingetretenen
Versicherungsfälle ab. Überschüsse entstehen insbeson-
dere, wenn die Sterblichkeit der Versicherten niedriger
ist, als die bei der Beitragskalkulation zugrunde gelegte.
In diesem Fall müssen wir weniger Leistungen für Todes-
fälle als ursprünglich angenommen zahlen und können
daher die Verträge an dem entstehenden Risikoergebnis
beteiligen. An diesen Überschüssen werden die Verträge
nach der derzeitigen Fassung der Mindestzuführungs-
verordnung grundsätzlich zu mindestens 90 % beteiligt.
Wir verwenden diesen Betrag zum Ausgleich eines ggf.
vorhandenen Unterschiedsbetrags nach Buchstaben (aa)
Satz 5.

(cc) Übriges Ergebnis
Am übrigen Ergebnis werden die Verträge nach der der-
zeitigen Fassung der Mindestzuführungsverordnung
grundsätzlich zu mindestens 50 % beteiligt. Überschüsse
aus dem übrigen Ergebnis können beispielsweise entste-
hen, wenn die Kosten niedriger sind als bei der Beitrags-
kalkulation angenommen. Wir verwenden diesen Betrag
zum Ausgleich eines ggf. vorhandenen Unterschiedsbe-
trags nach Buchstaben (aa) Satz 5.

(b) Die auf die Verträge entfallenden Überschüsse führen
wir der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zu oder
schreiben sie unmittelbar den überschussberechtigten
Verträgen gut (Direktgutschrift).

Diese Rückstellung dient dazu, Schwankungen der Über-
schüsse auszugleichen. Sie darf grundsätzlich nur für
die Überschussbeteiligung der Verträge verwendet wer-
den. Nur in Ausnahmefällen und mit Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde können wir hiervon nach § 140 des Versi-

cherungsaufsichtsgesetzes (VAG) abweichen. Dies dürfen
wir, soweit die Rückstellung für Beitragsrückerstattung
nicht auf bereits festgelegte Überschussanteile entfällt.

Nach der derzeitigen Fassung des § 140 VAG können wir
im Interesse der Versicherten die Rückstellung für Bei-
tragsrückerstattung heranziehen, um
- einen drohenden Notstand abzuwenden,
- unvorhersehbare Verluste aus den überschussberech-

tigten Verträgen auszugleichen, die auf allgemeine Än-
derungen der Verhältnisse zurückzuführen sind, oder

- die Deckungsrückstellung zu erhöhen, wenn die Rech-
nungsgrundlagen auf Grund einer unvorhersehbaren
und nicht nur vorübergehenden Änderung der Ver-
hältnisse angepasst werden müssen. (Eine Deckungs-
rückstellung bilden wir, um zu jedem Zeitpunkt den
Versicherungsschutz gewährleisten zu können. Die
Deckungsrückstellung wird nach § 88 Absatz 3 VAG
und § 341e und § 341f HGB sowie den dazu erlassenen
Rechtsverordnungen berechnet.)

Wenn wir die Rückstellung für Beitragsrückerstattung
zum Verlustausgleich oder zur Erhöhung der Deckungs-
rückstellung heranziehen, belasten wir die Versicherten-
bestände verursachungsorientiert.

(c) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der
Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapital-
anlagen in der Bilanz ausgewiesen sind. Da in der Risi-
kolebensversicherung keine Beträge zur Verfügung ste-
hen, um Kapital zu bilden, entstehen auch keine Bewer-
tungsreserven. Risikolebensversicherungen erhalten da-
her keine Beteiligung an den Bewertungsreserven.

(3) Wie erfolgt die Überschussbeteiligung Ihres Vertrages?
(a) Wir haben gleichartige Versicherungen zu Bestandsgrup-

pen zusammengefasst. Bestandsgruppen bilden wir, um
die Unterschiede bei den versicherten Risiken zu berück-
sichtigen. Innerhalb der Bestandsgruppen haben wir nach
engeren Gleichartigkeitskriterien Untergruppen gebildet;
diese werden Überschussverbände genannt. Die Über-
schüsse verteilen wir auf die einzelnen Bestandsgrup-
pen nach einem verursachungsorientierten Verfahren und
zwar so, wie die Bestandsgruppen zur Entstehung der
Überschüsse beigetragen haben. Wenn eine Bestands-
gruppe nicht zur Entstehung von Überschüssen beigetra-
gen hat, weisen wir ihr keine Überschüsse zu.

(b) Ihre Versicherung gehört in der Regel zum Über-
schussverband Einzel-Risikoversicherungen (Tarifwerk
2017) in der Bestandsgruppe Risikoversicherungen nach
Einzeltarifen. Enthält der Zusatz zur Tarifbezeichnung Ih-
rer Versicherung jedoch ein R oder G, so gehört ihre Ver-
sicherung zum Überschussverband Gruppen-Risikoversi-
cherungen (Tarifwerk 2017) in der Bestandsgruppe Kol-
lektiv-Kapitalversicherungen.

In Abhängigkeit von dieser Zuordnung erhält Ihre Ver-
sicherung jährlich Überschussanteile. Die Mittel für die
Überschussanteile werden bei der Direktgutschrift zu La-
sten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert, an-
sonsten der Rückstellung für Beitragsrückerstattung ent-
nommen. Die Höhe der Überschussanteilsätze wird jedes
Jahr vom Vorstand auf Vorschlag des Verantwortlichen
Aktuars festgelegt und in unserem Geschäftsbericht ver-
öffentlicht.

(c) Die Bemessungsgrundlagen für die Überschussbeteili-
gung und die Verwendung der zugeteilten Beträge aus
der Überschussbeteiligung ergeben sich aus den "Be-
stimmungen zur Überschussbeteiligung". Diese Bestim-
mungen sind Bestandteil dieser Versicherungsbedingun-
gen

(4) Warum können wir die Höhe der Überschussbeteili-
gung nicht garantieren?
Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen
Einflüssen ab, die nicht vorhersehbar und von uns nur be-
grenzt beeinflussbar sind. Wichtigster Einflussfaktor ist
die Entwicklung des Todesfallrisikos. Aber auch die Ent-
wicklung des Kapitalmarkts und der Kosten ist von Be-
deutung. Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung
kann also nicht garantiert werden. Sie kann auch null Euro
betragen. Wir informieren Sie jährlich über den Stand der
Überschussbeteiligung.
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§ 3 Wer erhält die Leistungen?

(1) Sie können bestimmen, wer die Leistung erhält. Wenn sie
keine Bestimmung treffen, zahlen wir die Leistung an Sie.
Sind Sie versicherte Person, leisten wir bei Ihrem Tod an
Ihre Erben.

Bezugsberechtigung
(2) Sie können uns widerruflich oder unwiderruflich eine an-

dere Person benennen, die die Leistung erhalten soll (Be-
zugsberechtigter).

Wenn Sie ein Bezugsrecht widerruflich bestimmen, er-
wirbt der Bezugsberechtigte das Recht auf die Leistung
erst mit dem Eintritt des Versicherungsfalls. Deshalb kön-
nen Sie Ihre Bestimmung bis zum Eintritt des Versiche-
rungsfalls jederzeit widerrufen. Nach dem Tod der versi-
cherten Person kann das Bezugsrecht nicht mehr widerru-
fen werden.

Sie können ausdrücklich bestimmen, dass der Bezugsbe-
rechtigte sofort und unwiderruflich das Recht auf die Lei-
stung erhält. Sobald wir Ihre Erklärung erhalten haben,
kann dieses Bezugsrecht nur noch mit Zustimmung des
unwiderruflich Bezugsberechtigten geändert werden.

Abtretung und Verpfändung
(3) Sie können das Recht auf die Leistung bis zum Eintritt des

Versicherungsfalls grundsätzlich ganz oder teilweise an
Dritte abtreten und verpfänden, soweit derartige Verfü-
gungen rechtlich möglich sind.

Anzeige
(4) Die Einräumung und der Widerruf eines Bezugsrechts

(siehe Absatz 2) sowie eine Abtretung oder Verpfändung
(siehe Absatz 3) sind uns gegenüber nur und erst dann
wirksam, wenn sie uns vom bisherigen Berechtigten in
Textform angezeigt worden sind. Der bisherige Berech-
tigte sind im Regelfall Sie als unser Versicherungsneh-
mer. Es können aber auch andere Personen sein, sofern
Sie bereits zuvor Verfügungen (z. B. unwiderrufliche Be-
zugsberechtigung, Abtretung, Verpfändung) getroffen ha-
ben.

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn wir die Annahme Ihres
Antrages in Textform oder durch Aushändigung des Versiche-
rungsscheins erklärt haben. Jedoch besteht vor dem im Versi-
cherungsschein angegebenen Beginn der Versicherung kein
Versicherungsschutz. Mit Beginn des Versicherungsschutzes
ist der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) zu zah-
len (vgl. § 6 Absatz 2). Wenn dieser Beitrag bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalles noch nicht gezahlt ist, sind wir nicht zur Lei-
stung verpflichtet (vgl. § 7 Absatz 3).

§ 5 Wie sind ein Versicherungsjahr und eine Versiche-
rungsperiode definiert?

(1) Ein Versicherungsjahr beginnt am Jahrestag des verein-
barten Beginns der Versicherung um 12 Uhr und endet
am Jahrestag im folgenden Kalenderjahr um 12 Uhr. Ein
Versicherungsjahr ist in Versicherungsperioden unter-
teilt.

(2) Versicherungsperiode ist entsprechend der Beitragszah-
lungsweise ein Monat, ein Vierteljahr, ein halbes Jahr
oder ein Jahr. Dies gilt bei beitragsfreien Verträgen ent-
sprechend. Bei Einmalbeitragsversicherungen ist die Ver-
sicherungsperiode ein Jahr.

Beitragszahlung

§ 6 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten?

(1) Die Beiträge zu Ihrem Vertrag können Sie je nach Ver-
einbarung in einem Betrag (Einmalbeitrag) oder bis zum
Ende der vereinbarten Beitragszahlungsdauer monatlich,
viertel-, halbjährlich oder jährlich zahlen.

(2) Den ersten Beitrag oder den Einmalbeitrag müssen Sie
unverzüglich nach Abschluss des Vertrages zahlen, je-
doch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, im Versiche-

rungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. Alle
weiteren Beiträge (Folgebeiträge) werden zu Beginn der
vereinbarten Versicherungsperiode fällig.

(3) Sie müssen die Beiträge auf Ihre Gefahr und Ihre Kosten
zahlen.

Stundung der Beiträge
(4) Sie können verlangen, dass die Beiträge für den Todes-

fall- und einen eventuell vereinbarten Berufsunfähigkeits-
bzw. Erwerbsunfähigkeitsschutz für maximal 12 Monate
gestundet werden. Während der Dauer einer nachgewie-
senen Elternzeit erfolgt die Stundung der Beiträge zins-
los, in anderen Fällen nur gegen Erhebung eines Zinses.
Die Beitragslücke ist durch Nachentrichtung der Beiträge
in einem Betrag zu schließen.

(5) Bei Fälligkeit einer Leistung werden wir etwaige Beitrags-
rückstände verrechnen.

§ 7 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig
zahlen?

(1) Sie haben den Beitrag rechtzeitig gezahlt, wenn Sie bis
zum Fälligkeitstag (siehe § 6 Absatz 2) alles getan haben,
damit der Beitrag bei uns eingeht. Ist die Einziehung des
Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als
rechtzeitig, wenn
- der Beitrag am Fälligkeitstag eingezogen werden

konnte und
- Sie einer berechtigten Einziehung nicht widersprochen

haben.

Konnten wir den fälligen Beitrag ohne Ihr Verschulden
nicht einziehen, ist die Zahlung auch dann noch rechtzei-
tig, wenn sie unverzüglich nach unserer Zahlungsauffor-
derung erfolgt. Haben Sie zu vertreten, dass der Beitrag
wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind wir be-
rechtigt, künftig die Zahlung außerhalb des Lastschrift-
verfahrens zu verlangen.

Erster Beitrag oder Einmalbeitrag
(2) Wenn Sie den ersten Beitrag oder den Einmalbeitrag nicht

rechtzeitig zahlen, können wir - solange die Zahlung nicht
bewirkt ist - vom Vertrag zurücktreten. In diesem Fall kön-
nen wir von Ihnen die Kosten für die ärztliche Untersu-
chung im Rahmen einer Gesundheitsprüfung sowie die
im Zusammenhang mit der Erstellung des Versicherungs-
scheins entstandenen Kosten in angemessener Höhe ver-
langen. Wir sind nicht zum Rücktritt berechtigt, wenn uns
nachgewiesen wird, dass Sie die nicht rechtzeitige Zah-
lung nicht zu vertreten haben.

(3) Ist der erste Beitrag oder der Einmalbeitrag bei Eintritt
des Versicherungsfalles noch nicht gezahlt, sind wir
nicht zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nur, wenn wir Sie
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese
Rechtsfolge aufmerksam gemacht haben. Unsere Lei-
stungspflicht bleibt jedoch bestehen, wenn Sie uns nach-
weisen, dass Sie das Ausbleiben der Zahlung nicht zu ver-
treten haben.

Folgebeitrag
(4) Zahlen Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig, können

wir Ihnen auf Ihre Kosten in Textform eine Zahlungsfrist
setzen. Die Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen
betragen.

(5) Für einen Versicherungsfall, der nach Ablauf der gesetz-
ten Zahlungsfrist eintritt, entfällt oder vermindert sich der
Versicherungsschutz, wenn Sie sich bei Eintritt des Versi-
cherungsfalles noch mit der Zahlung in Verzug befinden.
Voraussetzung ist, dass wir Sie bereits mit der Fristset-
zung auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben.

(6) Nach Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist können wir den
Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen,
wenn Sie sich noch immer mit den Beiträgen, Zinsen oder
Kosten in Verzug befinden. Voraussetzung ist, dass wir
Sie bereits mit der Fristsetzung auf diese Rechtsfolge hin-
gewiesen haben. Wir können die Kündigung bereits mit
der Fristsetzung erklären. Sie wird dann automatisch mit
Ablauf der Frist wirksam, wenn Sie zu diesem Zeitpunkt
noch immer mit der Zahlung in Verzug sind. Auf diese
Rechtsfolge müssen wir Sie ebenfalls hinweisen.
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(7) Sie können den angeforderten Betrag auch dann noch
nachzahlen, wenn unsere Kündigung wirksam geworden
ist. Die Nachzahlung kann nur innerhalb eines Monats
nach der Kündigung oder, wenn die Kündigung bereits
mit der Fristsetzung verbunden worden ist, innerhalb ei-
nes Monats nach Fristablauf erfolgen. Zahlen Sie inner-
halb dieses Zeitraums, wird die Kündigung unwirksam
und der Vertrag besteht fort. Für Versicherungsfälle, die
zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist und der Zahlung
eintreten, besteht kein oder nur ein verminderter Versi-
cherungsschutz.

Kündigung und Beitragsfreistellung

§ 8 Wann können Sie Ihren Vertrag kündigen, und welche
Leistungen erbringen wir?

Kündigung
(1) Sie können Ihre Versicherung jederzeit zum Schluss einer

Versicherungsperiode in Textform kündigen.

Keine Auszahlung eines Rückkaufswertes
(2) Ein Anspruch auf die Auszahlung eines Rückkaufswerts

besteht nicht.

Keine Beitragsrückzahlung
(3) Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlangen.

§ 9 Wann können Sie Ihren Vertrag beitragsfrei stellen, und
welche Auswirkungen hat dies auf die Leistungen?

Nachteile einer Beitragsfreistellung
(1) Wenn Sie Ihren Vertrag beitragsfrei stellen, kann das für

Sie Nachteile haben. In der Anfangszeit Ihres Vertrages
sind wegen der Verrechnung von Abschlusskosten (siehe
§ 10) keine Mittel für die Bildung einer beitragsfreien Ver-
sicherungssumme vorhanden. Auch in den Folgejahren
stehen wegen der benötigten Risikobeiträge gemessen
an den gezahlten Beiträgen keine oder nur geringe Mittel
für die Bildung einer beitragsfreien Versicherungssumme
zur Verfügung.

Beitragsfreistellung
(2) Nach § 165 VVG können Sie bei Versicherungen mit lau-

fender Beitragszahlung anstelle einer Kündigung nach §
8 Absatz 1 in Textform verlangen, zum Schluss einer Ver-
sicherungsperiode von der Beitragszahlungspflicht voll-
ständig befreit zu werden.

Teilweise Beitragsfreistellung
(3) Anstelle einer vollständigen Befreiung von der Beitrags-

zahlungspflicht können Sie auch eine teilweise Beitrags-
befreiung verlangen. Eine teilweise Befreiung von der
Beitragszahlungspflicht können Sie nur verlangen, wenn
sowohl die herabgesetzten Leistungen als auch der ver-
bleibende Beitrag jeweils den Mindestbetrag nach unse-
ren "Bestimmungen über Gebühren und tarifabhängige
Begrenzungen" erreicht.

Auswirkungen auf die Leistungen bei vollständiger Beitrags-
freistellung
(4) Bei einer vollständigen Beitragsfreistellung setzen wir die

vereinbarten Leistungen auf die beitragsfreien Leistun-
gen herab. Diese werden nach folgenden Gesichtspunk-
ten berechnet:
- nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathema-

tik mit den Rechnungsgrundlagen der Beitragskalkula-
tion,

- auf Grundlage des Deckungskapital Ihres Vertrages,
mindestens jedoch auf Grundlage des Betrages des
Deckungskapitals Ihres Vertrages, das sich bei gleich-
mäßiger Verteilung der unter Beachtung der aufsichts-
rechtlichen Höchstzillmersätze (vgl. § 10) angesetzten
tariflichen einmaligen Abschlusskosten auf die ersten
fünf Vertragsjahre, höchstens auf die vereinbarte Bei-
tragszahlungsdauer, ergibt,

- zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode.

Die beitragsfreien Leistungen entsprechen jedoch min-
destens den bei Vertragsabschluss vereinbarten Beträ-
gen, deren Höhe vom Zeitpunkt der Beitragsfreistellung
des Vertrages abhängt. Nähere Informationen zu den bei-
tragsfreien Leistungen und ihrer Höhe im Fall einer voll-

ständigen Beitragsfreistellung können Sie Ihrer Garantie-
werttabelle entnehmen.

Das für die Berechnung der beitragsfreien Leistungen zur
Verfügung stehende Deckungskapital mindert sich um
rückständige Beiträge.

Wenn die zu berechnenden beitragsfreien Leistungen den
Mindestbetrag nach unseren "Bestimmungen über Ge-
bühren und tarifabhängige Begrenzungen" nicht errei-
chen, endet der Vertrag.

Eine Risikoversicherung mit fallender Versicherungs-
summe wird bei einer vollständigen Beitragsfreistellung
in eine Risikoversicherung mit gleich bleibender Versi-
cherungssumme umgewandelt.

Auswirkungen auf die Leistungen bei teilweiser Beitragsfrei-
stellung
(5) Bei einer teilweisen Beitragsfreistellung setzen wir die

vereinbarten Leistungen entsprechend der vollständigen
Beitragsbefreiung herab.

Die Höhe der herabgesetzten Leistungen hängt von der
Höhe des verbleibenden Beitrags und vom Zeitpunkt der
Vertragsumstellung ab. Sofern Sie eine teilweise Beitrags-
freistellung wünschen, werden wir Ihnen die Höhe der
herabgesetzten Leistungen auf Anfrage mitteilen.

Wiederaufnahme der Beitragszahlung
(6) Innerhalb von zwei Jahren nach Beitragsfreistellung kön-

nen Sie verlangen, dass die Beitragsfreistellung durch
Wiederaufnahme der Beitragszahlung beendet wird. Die
Wiederaufnahme der Beitragszahlung ist nicht von einer
Gesundheitsprüfung abhängig. Bei einer Beitragsfreistel-
lung infolge Elternzeit kann die Wiederaufnahme der Bei-
tragszahlung bis zum Ablauf von drei Monaten nach dem
Ende der gesetzlichen Elternzeit, spätestens jedoch nach
Ablauf von drei Jahren und drei Monaten, ohne Gesund-
heitsprüfung erfolgen.

Die Wiederaufnahme der Beitragszahlung ohne Gesund-
heitsprüfung bei einer Risikoversicherung mit Berufs-
unfähigkeits- bzw. Erwerbsunfähigkeitsschutz kann nur
dann durchgeführt werden, wenn bis zum Zeitpunkt der
Wiederaufnahme keine Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfä-
higkeit oder Erwerbsminderung der versicherten Person
vorgelegen hat und die versicherte Person keinen Antrag
auf Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit, Erwerbsmin-
derung oder Pflegebedürftigkeit gestellt hat und uns die-
ses in Textform bestätigt.

Die Wiederaufnahme der Beitragszahlung errechnet sich
nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik
unter Berücksichtigung des zum Zeitpunkt der Wieder-
aufnahme erreichten rechnungsmäßigen Alters der versi-
cherten Person und der restlichen Laufzeit des Vertrages.

Vereinbarung von Abschlusskosten und sonstigen Ge-
bühren

§ 10 Wie verrechnen wir die Abschlusskosten?

Abschlusskosten
(1) Wenn Sie einen Versicherungsvertrag abschließen, ent-

stehen Kosten. Zu diesen sogenannten Abschlusskosten
gehören insbesondere Abschlussprovisionen für den Ver-
sicherungsvermittler. Außerdem umfassen die Abschlus-
skosten die Kosten für die Antragsprüfung und Ausferti-
gung der Vertragsunterlagen, Sachaufwendungen, die im
Zusammenhang mit der Antragsbearbeitung stehen, so-
wie Werbeaufwendungen. Wir haben die Kosten bereits
pauschal bei der Tarifkalkulation berücksichtigt. Sie wer-
den Ihnen daher nicht gesondert in Rechnung gestellt.

Verrechnung der Abschlusskosten
(2) Wir wenden auf Ihren Vertrag das Verrechnungsverfahren

nach § 4 der Deckungsrückstellungsverordnung (DeckRV)
an. Dies bedeutet, dass wir die ersten Beiträge zur Til-
gung eines Teils der Abschlusskosten heranziehen (Zill-
merung). Dies gilt jedoch nicht für den Teil der ersten Bei-
träge, der aufgrund von gesetzlichen Regelungen für Lei-
stungen im Versicherungsfall, Kosten des Versicherungs-
betriebs in der jeweiligen Versicherungsperiode und für
die Bildung einer Deckungsrückstellung bestimmt ist.
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Der auf diese Weise zu tilgende Betrag ist nach der
DeckRV auf 2,5% der von Ihnen während der Laufzeit des
Vertrages zu zahlenden Beiträge beschränkt.

Die restlichen Abschlusskosten werden während der Bei-
tragszahlungsdauer aus den laufenden Beiträgen getilgt.

Bei einem Einmalbeitrag werden die Abschlusskosten die-
sem entnommen.

Folgen der Kostenverteilung
(3) Die beschriebene Kostenverrechnung hat zur Folge, dass

in der Anfangszeit Ihres Vertrages nur geringe Beträge
zur Bildung der beitragsfreien Leistungen vorhanden sind
(siehe § 9) Nähere Informationen zu den beitragsfreien
Leistungen und ihren jeweiligen Höhen können Sie Ihrer
Garantiewerttabelle entnehmen.

§ 11 Welche Gebühren und Abgaben stellen wir Ihnen ge-
sondert in Rechnung, und welche tarifabhängigen Be-
grenzungen gelten?

(1) Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen
ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird,
können wir die in solchen Fällen durchschnittlich entste-
henden Kosten als pauschalen Abgeltungsbetrag (Ge-
bühr) gesondert in Rechnung stellen. Die derzeit gültigen
Gebühren können Sie den als Anlage beigefügten "Be-
stimmungen über Gebühren und tarifabhängige Begren-
zungen" entnehmen. Diese Bestimmungen sind Bestand-
teil dieser Bedingungen. Wir können die Gebühren neu
festlegen, wenn sich die durchschnittlich entstehenden
Kosten für den zusätzlichen Verwaltungsaufwand nicht
nur vorübergehend geändert haben und der neu festge-
setzte Betrag angemessen und erforderlich ist, um die
durchschnittlich entstehenden Kosten zu decken. Über
künftige Änderungen werden wir Sie jeweils schriftlich
unterrichten.

(2) Wir haben uns bei der Bemessung der Pauschale an dem
bei uns regelmäßigen entstehenden Aufwand orientiert.
Diesen werden wir auf Ihr Verlangen nachweisen. Wenn
Sie uns nachweisen, dass die Pauschale in Ihrem konkre-
ten Fall wesentlich niedriger liegen muss, wird sie ent-
sprechend herabgesetzt. Wenn Sie uns nachweisen, dass
die Pauschale in Ihrem konkreten Fall überhaupt nicht ge-
rechtfertigt ist, entfällt sie.

(3) Alle etwaigen öffentlichen Abgaben (zum Beispiel Steu-
ern), die für den Vertrag erhoben werden, verrechnen wir
mit den Leistungen bzw. sind uns zu erstatten.

Tarifabhängige Begrenzungen
(4) Für Ihren Vertrag gelten bestimmte tarifabhängige Be-

grenzungen. Die derzeit gültigen Begrenzungen können
Sie den "Bestimmungen über Gebühren und tarifabhän-
gige Begrenzungen" entnehmen. Diese Bestimmungen
sind Bestandteil dieser Bedingungen. Wir können Be-
grenzungen in angemessener Weise neu festlegen. Über
künftige Änderungen werden wir Sie jeweils schriftlich
unterrichten.

Ihre Pflichten

§ 12 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht und
welche Folgen hat ihre Verletzung?

Vorvertragliche Anzeigepflicht
(1) Wir stellen Ihnen vor Abschluss des Vertrages Fragen, die

für unsere Entscheidung, den Vertrag überhaupt oder mit
dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind (ge-
fahrerhebliche Umstände). Bis zur Abgabe Ihrer Vertrags-
erklärung sind Sie verpflichtet, alle Ihnen bekannten ge-
fahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform
gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzei-
gen.

Diese Anzeigepflicht erstreckt sich auch auf Fragen, die
wir Ihnen nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertrags-
annahme in Textform stellen.

(2) Soll eine andere Person versichert werden, ist auch diese
- neben Ihnen - für die wahrheitsgemäße und vollstän-
dige Beantwortung der Fragen verantwortlich.

(3) Wenn eine andere Person die Fragen für Sie beantwortet
und wenn diese Person den gefahrerheblichen Umstand
kennt oder arglistig handelt, werden Sie so behandelt, als
hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder arglistig
gehandelt.

Folgen der Anzeigepflichtverletzung
(4) Bei einer Verletzung der Anzeigepflicht haben wir nach

§§ 19 bis 22 VVG verschiedene Rechte. Nachfolgend infor-
mieren wir Sie, unter welchen Voraussetzungen wir
- vom Vertrag zurücktreten (Absätze 5 bis 7),
- den Vertrag kündigen (Absätze 8 bis 10),
- den Vertrag ändern (Absätze 11 und 12) oder
- den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anfechten

(Absatz 17 bis 19)
und wie wir diese Rechte ausüben können (Absätze 13 bis
16).

Rücktritt
(5) Wenn die vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird,

können wir vom Vertrag zurücktreten. Das Rücktrittsrecht
besteht nicht, wenn weder eine vorsätzliche noch eine
grob fahrlässige Anzeigepflichtverletzung vorliegt. Selbst
wenn die Anzeigepflicht grob fahrlässig verletzt wird, ha-
ben wir trotzdem kein Rücktrittsrecht, falls wir den Ver-
trag - möglicherweise zu anderen Bedingungen (zum Bei-
spiel: höherer Beitrag oder eingeschränkter Versiche-
rungsschutz) - auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten.

(6) Im Fall des Rücktritts haben Sie keinen Versicherungs-
schutz. Wenn wir nach Eintritt des Versicherungsfalles zu-
rücktreten, bleibt unsere Leistungspflicht unter folgen-
den Voraussetzungen trotzdem bestehen:

Die Verletzung der Anzeigepflicht ist nicht arglistig er-
folgt und bezieht sich auf einen gefahrerheblichen Um-
stand, der weder
- für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-

rungsfalles noch
- für die Feststellung oder den Umfang unserer Lei-

stungspflicht ursächlich war.

(7) Wenn der Vertrag durch Rücktritt aufgehoben wird, zah-
len wir das Deckungskapital Ihres Vertrages. Darüber hin-
aus zahlen wir den Teil des laufenden Beitrags zurück,
der auf den Teil der laufenden Versicherungsperiode
nach Wirksamwerden der Rücktrittserklärung entfällt. Die
Rückzahlung der gesamten Beiträge können Sie nicht ver-
langen.

Kündigung
(8) Wenn unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen ist, weil die

Verletzung der Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch
grob fahrlässig erfolgt ist, können wir den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Haben
weder Sie noch die versicherte Person die Anzeigepflicht-
verletzung zu vertreten, verzichten wir auf unser Kündi-
gungsrecht.

(9) Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den
Vertrag - möglicherweise zu anderen Bedingungen (z.
B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungs-
schutz) - auch bei Kenntnis der nicht angezeigten gefah-
rerheblichen Umstände geschlossen hätten.

(10) Wenn wir den Vertrag kündigen, wandelt er sich mit der
Kündigung in einen beitragsfreien Vertrag um (siehe § 9).

Vertragsänderung
(11) Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir

den Vertrag - möglicherweise zu anderen Bedingungen (z.
B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungs-
schutz) - auch bei Kenntnis der nicht angezeigten gefah-
rerheblichen Umstände geschlossen hätten (Absatz 5
Satz 3 und Absatz 9), werden die anderen Bedingungen
auf unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandteil. Ha-
ben weder Sie noch die versicherte Person die Anzeige-
pflichtverletzung zu vertreten, verzichten wir auf unser
Recht, den Vertrag ab der laufenden Versicherungsperi-
ode anzupassen.

(12) Sie können den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem
Sie unsere Mitteilung über die Vertragsänderung erhalten
haben, fristlos kündigen, wenn wir
- im Rahmen einer Vertragsänderung den Beitrag um

mehr als 10 % erhöhen oder
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- den Versicherungsschutz für einen nicht angezeigten
Umstand ausschließen.

Auf dieses Recht weisen wir Sie in der Mitteilung über die
Vertragsänderung hin.

Ausübung unserer Rücktritts-, Kündigungs- und Änderungs-
rechte
(13) Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-

tragsänderung stehen uns nur zu, wenn wir Sie durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer An-
zeigepflichtverletzung hingewiesen haben.

(14) Wir haben kein Recht zum Rücktritt, zur Kündigung und
zur Vertragsänderung, wenn wir den nicht angezeigten
Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

(15) Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu
dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das
von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langen. Bei Ausübung unserer Rechte müssen wir die Um-
stände angeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur
Begründung können wir nachträglich weitere Umstände
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht ver-
strichen ist.

(16) Nach Ablauf von fünf Jahren seit Vertragsabschluss erlö-
schen unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder
zur Vertragsänderung. Ist der Versicherungsfall vor Ablauf
dieser Frist eingetreten, können wir die Rechte auch nach
Ablauf der Frist geltend machen. Ist die Anzeigepflicht
vorsätzlich oder arglistig verletzt, beträgt die Frist zehn
Jahre.

Anfechtung
(17) Wir können den Vertrag auch anfechten, falls durch un-

richtige oder unvollständige Angaben bewusst und ge-
wollt auf unsere Annahmeentscheidung Einfluss genom-
men worden ist (arglistige Täuschung). Handelt es sich
um Angaben der versicherten Person, können wir Ihnen
gegenüber die Anfechtung erklären, auch wenn Sie von
der Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht keine
Kenntnis hatten.

(18) Im Fall der Anfechtung haben Sie keinen Versicherungs-
schutz. Der Vertrag wird aufgehoben. Absatz 7 gilt ent-
sprechend.

(19) Wir können den Vertrag nur innerhalb eines Jahres an-
fechten. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir
von der arglistigen Täuschung Kenntnis erlangen. Unser
Recht zur Anfechtung erlischt, wenn seit der arglistigen
Täuschung zehn Jahre vergangen sind.

Leistungserweiterung/Wiederherstellung des Vertrages
(20) Die Absätze 1 bis 19 gelten entsprechend, wenn der Ver-

sicherungsschutz nachträglich erweitert oder wiederher-
gestellt wird und deshalb eine erneute Risikoprüfung vor-
genommen wird. Die Fristen nach Absatz 16 beginnen mit
der Änderung oder Wiederherstellung des Vertrages be-
züglich des geänderten oder wiederhergestellten Teils
neu.

Erklärungsempfänger
(21) Wir üben unsere Rechte durch eine schriftliche Erklärung

aus, die wir Ihnen gegenüber abgeben. Sofern Sie uns
keine andere Person als Bevollmächtigten benannt ha-
ben, gilt nach Ihrem Tod ein Bezugsberechtigter als be-
vollmächtigt, diese Erklärung entgegenzunehmen. Ist
kein Bezugsberechtigter vorhanden oder kann sein Auf-
enthalt nicht ermittelt werden, können wir den Inhaber
des Versicherungsscheins als bevollmächtigt ansehen,
die Erklärung entgegenzunehmen.

§ 13 Was ist zu beachten, wenn eine Leistung verlangt wird?

Allgemeine Mitwirkungspflichten
(1) Wird eine Leistung aus diesem Vertrag beansprucht, kön-

nen wir verlangen, dass uns der Versicherungsschein und
ein Zeugnis über den Tag der Geburt der versicherten Per-
son vorgelegt wird.

(2) Der Tod der versicherten Person muss uns unverzüg-
lich mitgeteilt werden. Außerdem muss uns eine amtli-
che Sterbeurkunde mit Angabe von Alter und Geburtsort
vorgelegt werden. Dies gilt auch, wenn für den Todesfall

keine Leistung vereinbart wurde. Wenn für den Todesfall
eine Leistung vereinbart wurde, muss uns zusätzlich eine
ausführliche ärztliche oder amtliche Bescheinigung über
die Todesursache vorgelegt werden. Aus der Bescheini-
gung müssen sich Beginn und Verlauf der Krankheit, die
zum Tode der versicherten Person geführt hat, ergeben.

(3) Wir können weitere Nachweise und Auskünfte verlangen,
wenn dies zur Klärung unserer Leistungspflicht erforder-
lich ist.

Fälligkeit der Leistungen und Folgen der Verletzung der Mit-
wirkungspflichten
(4) Unsere Leistungen werden fällig, nachdem wir die Erhe-

bungen abgeschlossen haben, die zur Feststellung des
Versicherungsfalls und des Umfangs unserer Leistungs-
pflicht notwendig sind. Wenn eine der in den Absätzen 1
bis 3 genannten Pflichten nicht erfüllt wird, kann dies zur
Folge haben, dass wir nicht feststellen können, ob oder in
welchem Umfang wir leistungspflichtig sind. Eine solche
Pflichtverletzung kann dazu führen, dass unsere Leistung
nicht oder nur teilweise fällig wird.

Kosten
(5) Die mit den Nachweisen und Auskünften verbundenen

Kosten trägt derjenige, der Leistung beansprucht, sofern
keine anderweitige Regelung getroffen worden ist.

(6) Unsere Leistungen überweisen wir dem Empfangsberech-
tigten auf seine Kosten. Bei Überweisungen in Länder au-
ßerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes trägt der
Empfangsberechtigte auch die damit verbundene Gefahr.

§ 14 Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift oder Ihres
Namens?

(1) Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns unver-
züglich mitteilen. Anderenfalls können für Sie Nachteile
entstehen. Wir sind berechtigt, eine an Sie zu richtende
Willenserklärung (z. B. eine Mahnung) mit eingeschriebe-
nem Brief an Ihre uns zuletzt bekannte Anschrift zu sen-
den. In diesem Fall gilt unsere Erklärung drei Tage nach
Absendung des eingeschriebenen Briefes als zugegan-
gen. Dies gilt auch, wenn Sie den Vertrag in Ihrem Gewer-
bebetrieb genommen und Ihre gewerbliche Niederlas-
sung verlegt haben.

(2) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 15 Welche weiteren Mitteilungspflichten haben Sie?

(1) Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Erhe-
bung und Meldung von Informationen und Daten zu Ih-
rem Vertrag verpflichtet sind, müssen Sie uns die hierfür
notwendigen Informationen, Daten und Unterlagen bei
Vertragsabschluss, bei Änderung nach Vertragsabschluss
oder auf Nachfrage zur Verfügung stellen. Sie sind auch
zur Mitwirkung verpflichtet, soweit der Status dritter Per-
sonen, die Rechte an ihrem Vertrag haben, für Datenerhe-
bungen und Meldungen maßgeblich ist.

(2) Derzeit bestehen insbesondere folgende Mitteilungs-
pflichten aufgrund gesetzlicher Regelungen:

(a) Steuer
Sie müssen uns alle Umstände mitteilen, die für die Beur-
teilung
- Ihrer persönlichen Steuerpflicht,
- der Steuerpflicht dritter Personen, die Rechte an ihrem

Vertrag haben und
- der Steuerpflicht des Leistungsempfängers maßge-

bend sein können.

Falls Sie uns die notwendigen Informationen, Daten und
Unterlagen nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung
stellen, können für Sie Nachteile entstehen, beispiels-
weise Meldung an Steuerbehörden unabhängig von einer
tatsächlichen Steuerpflicht.

(b) Geldwäsche-Gesetz
- Sie müssen offen legen, ob Sie den Vertrag für einen

Dritten abschließen oder eine Zahlung für einen Dritten
vornehmen.

- Sie müssen uns aktiv darüber informieren, wenn die
Beiträge von einem Konto eingezogen werden sollen,
dessen Inhaber nicht Sie als Versicherungsnehmer sind
(fremde Beitragszahlung). Als fremde Beitragszahlung
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gelten dabei z. B. auch Lastschriften von Konten, für die
Sie lediglich Kontovollmacht besitzen, sowie Zahlungen
von Geschäftskonten, durch Vermittler oder durch den
Arbeitgeber, sofern diese nicht Versicherungsnehmer
sind.

- Die aktive Informationspflicht besteht für sämtliche
Zahlungen während der Vertragslaufzeit (z. B. Überwei-
sungen, Zuzahlungen, Darlehen, Kontoänderungen).

Kommen Sie Ihrer Offenlegungs- und Informationspflicht
nicht oder nicht wahrheitsgemäß nach, müssen wir dies
dem Bundeskriminalamt und den Strafverfolgungsbehör-
den melden.

Leistungsausschlüsse und -einschränkungen

§ 16 Was gilt bei Polizei- oder Wehrdienst, Unruhen, Krieg
oder Einsatz bzw. Freisetzen von ABC-Waffen/-Stoffen?

(1) Grundsätzlich leisten wir unabhängig davon, auf welcher
Ursache der Versicherungsfall beruht. Wir leisten auch
dann, wenn die versicherte Person in Ausübung des Poli-
zei- oder Wehrdienstes oder bei inneren Unruhen gestor-
ben ist.

(2) Stirbt die versicherte Person in unmittelbarem oder mit-
telbarem Zusammenhang mit Kriegsereignissen, ist un-
sere Leistung eingeschränkt. In diesem Fall vermindert
sich eine für den Todesfall vereinbarte Kapitalleistung auf
das für den Todestag berechneten Deckungskapital Ihres
Vertrages.

Unsere Leistungen vermindern sich nicht, wenn die versi-
cherte Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zusam-
menhang mit Kriegsereignissen stirbt, denen sie wäh-
rend eines Aufenthalts außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv be-
teiligt war.

(3) Stirbt die versicherte Person in unmittelbarem oder mit-
telbarem Zusammenhang mit dem
- vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen oder

chemischen Waffen oder
- dem vorsätzlichen Einsatz oder der vorsätzlichen Frei-

setzung von radioaktiven, biologischen oder chemi-
schen Stoffen

vermindert sich unsere Leistung auf die in Absatz 2 Satz
2 und 3 genannten Leistungen. Der Einsatz bzw. das Frei-
setzen muss darauf gerichtet gewesen sein, das Leben ei-
ner Vielzahl von Personen zu gefährden. Unsere Leistun-
gen vermindern sich nicht, wenn die versicherte Person
in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit
kriegerischen Ereignissen stirbt, denen sie während eines
Aufenthaltes außerhalb der Bundesrepublik Deutschland
ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv beteiligt war.

§ 17 Was gilt bei Selbsttötung der versicherten Person?

(1) Bei vorsätzlicher Selbsttötung erbringen wir eine für den
Todesfall vereinbarte Leistung, wenn
- seit Abschluss des Vertrages drei Jahre vergangen sind

oder
- uns nachgewiesen wird, dass sich die versicherte Per-

son in einem die freie Willensbestimmung ausschlie-
ßenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätig-
keit selbst getötet hat.

(2) Wenn nach Absatz 1 die Voraussetzungen für unsere Lei-
stungspflicht nicht vorliegen, besteht bei einer vorsätz-
lichen Tötung kein Versicherungsschutz. In diesem Fall
zahlen wir das für den Todestag berechnete Deckungska-
pital Ihres Vertrages, jedoch nicht mehr als eine für den
Todesfall vereinbarte Kapitalleistung.

(3) Wenn unsere Leistungspflicht durch eine Änderung des
Vertrags erweitert oder der Vertrag wiederhergestellt
wird, gelten die Absätze 1 und 2 bezüglich des geänder-
ten oder wiederhergestellten Teils neu.

Sonstige Vertragsbestimmungen

§ 18 Unter welchen Voraussetzungen können Sie die Risiko-
versicherung umtauschen?

(1) Eine Risikoversicherung nach § 1 Absatz 1 oder Absatz 2
können Sie bis zum Ende des 10. Versicherungsjahres je-
derzeit ohne erneute Gesundheitsprüfung in eine Kapital
bildende Lebensversicherung oder in eine Rentenversi-
cherung mit eingeschlossener Risiko-Zusatzversicherung
mit gleicher oder geringerer Todesfallleistung umtau-
schen, wenn diese von uns zu diesem Zeitpunkt für den
Neuzugang angeboten werden. Für die Anschlussversi-
cherung gelten die dann gültigen tariflichen Bestimmun-
gen. Bei einer Risikoversicherung nach § 1 Absatz 2 gilt
dieses Umtauschrecht nur für die erste versicherte Per-
son. Der Versicherungsschutz für die zweite versicherte
Person endet.

(2) Für eingeschlossene Zusatzversicherungen gelten die Be-
stimmungen der jeweiligen Besonderen Bedingungen.

§ 19 Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein?

(1) Wir können Ihnen den Versicherungsschein in Textform
übermitteln. Stellen wir Ihnen diesen als Dokument in Pa-
pierform aus, dann liegt eine Urkunde vor. Sie können die
Ausstellung als Urkunde verlangen.

(2) Den Inhaber der Urkunde können wir als berechtigt anse-
hen, über die Rechte aus dem Vertrag zu verfügen, insbe-
sondere Leistungen in Empfang zu nehmen. Wir können
aber verlangen, dass uns der Inhaber der Urkunde seine
Berechtigung nachweist.

(3) In den Fällen des § 3 Absatz 4 brauchen wir den Nachweis
der Berechtigung nur dann anzuerkennen, wenn uns die
Anzeige des bisherigen Berechtigten in Textform vorliegt.

§ 20 Wann verjähren versicherungsvertragliche Ansprüche?

(1) Ansprüche aus diesem Vertrag verjähren innerhalb der
gesetzlichen Frist von 3 Jahren (§§ 195 ff. Bürgerliches
Gesetzbuch). Die Verjährungsfrist beginnt mit dem
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist
und der Anspruchserhebende von den anspruchsbegrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt oder ohne grobe
Fahrlässigkeit erlangen müsste.

(2) Wenn der Ansprucherhebende die Verjährungsfrist ver-
streichen lässt, ohne die Ansprüche gerichtlich geltend zu
machen, sind wir berechtigt, die Leistung zu verweigern.
Dies gilt nicht für Ansprüche, soweit wir diese bereits an-
erkannt haben.

§ 21 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung?

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik
Deutschland Anwendung.

§ 22 Wo ist der Gerichtsstand?

(1) Für Klagen aus dem Vertrag gegen uns ist das Gericht zu-
ständig, in dessen Bezirk unser Sitz oder die für den Ver-
trag zuständige Niederlassung liegt. Sind Sie eine natürli-
che Person, ist auch das Gericht zuständig, in dessen Be-
zirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder,
in Ermangelung eines solchen, Ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben.

(2) Klagen aus dem Vertrag gegen Sie müssen wir bei dem
Gericht erheben, das für Ihren Wohnsitz oder, in Erman-
gelung eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Aufent-
halts zuständig ist. Sind Sie eine juristische Person, be-
stimmt sich das zuständige Gericht nach Ihrem Sitz oder
Ihrer Niederlassung.

(3) Verlegen Sie Ihren Wohnsitz in einen Staat außerhalb der
Europäischen Gemeinschaft, Islands, Norwegens und der
Schweiz, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem
wir unseren Sitz haben.
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§ 23 Wann können wir diese Bedingungen anpassen?

(1) Ist eine Bestimmung in unseren Versicherungsbedingun-
gen durch höchstrichterliche Entscheidung oder durch
bestandskräftigen Verwaltungsakt für unwirksam erklärt
worden, können wir sie nach § 164 VVG durch eine neue
Regelung ersetzen, wenn dies zur Fortführung des Ver-
trags notwendig ist oder wenn das Festhalten an dem
Vertrag ohne neue Regelung für eine Vertragspartei auch
unter Berücksichtigung der Interessen der anderen Ver-

tragspartei eine unzumutbare Härte darstellen würde. Die
neue Regelung ist nur wirksam, wenn sie unter Wahrung
des Vertragsziels die Belange der Versicherungsnehmer
angemessen berücksichtigt.

(2) Die neue Regelung nach Absatz 1 wird zwei Wochen,
nachdem wir Ihnen die neue Regelung und die hierfür
maßgeblichen Gründe mitgeteilt haben, Vertragsbestand-
teil.

(3) Sollte eine Bestimmung dieses Bedingungswerkes ganz
oder teilweise unwirksam sein, berührt dies die Wirksam-
keit der übrigen Bestimmungen nicht.



Besondere Bedingungen für die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung
mit erweitertem Leistungsumfang und verlängerter Leistungsdauer
(Stand 01.01.2017)
 

 

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner; für
unser Vertragsverhältnis gelten die nachfolgenden Bedingun-
gen. Bei der Berufsunfähigkeitsabsicherung handelt es sich um
eine Zusatzversicherung, die den Versicherungsschutz aus der
Hauptversicherung bei Eintritt von Berufsunfähigkeit um zu-
sätzliche Leistungen erweitert. Soweit in diesen Besonderen
Bedingungen nichts anderes bestimmt ist, finden die Allgemei-
nen Bedingungen für die Hauptversicherung sinngemäß An-
wendung.
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Erläuterung einiger Begriffe

Um Ihnen das Lesen der Bedingungen zur erleichtern, erläutern
wir nachfolgend einige Begriffe. Diese sind in den Bedingun-
gen unterstrichen.

Die Beitragszahlungsdauer  ist der Zeitraum, für den Beiträge
zu zahlen sind.

Als Bewertungsreserven  bezeichnen wir den Wert, der ent-
steht, wenn der Zeitwert der Kapitalanlagen ihren in der Bilanz
ausgewiesenen Wert übersteigt.

Hauptversicherungen  sind Versicherungsverträge wie Ren-
tenversicherungen oder Risikoversicherungen, die um Zusatz-
versicherungen erweitert werden können. Eine Zusatzversiche-
rung kann ohne Hauptversicherung nicht abgeschlossen wer-
den bzw. endet mit Wegfall der Hauptversicherung.

Karenzzeit  ist der Zeitraum vom Entstehen des Anspruchs auf
Leistungen aus dieser Zusatzversicherung bis zum Beginn der
Leistungen.

Leistungsdauer  ist der Zeitraum, bis zu dessen Ablauf eine
während der Versicherungsdauer anerkannte Leistung läng-
stens erbracht wird.

Rechnungsgrundlagen  sind die Grundlagen, die für die Kal-
kulation Ihrer Versicherung benötigt werden. Diese sind im We-
sentlichen Sterbetafel, Rechnungszins und Kosten.

Rechnungsmäßiges Alter  der versicherten Person ist die Dif-
ferenz zwischen dem betreffenden Kalenderjahr und dem Ge-
burtsjahr der versicherten Person.

Textform  ist beispielsweise erfüllt, wenn die Erklärung in Form
eines Briefes, Telefaxes oder einer ausdruckbaren E-Mail abge-
geben wird.

Versicherte Person  ist diejenige Person, auf deren Leben die
Versicherung abgeschlossen wird.

Versicherungsdauer  ist der Zeitraum, innerhalb dessen Versi-
cherungsschutz besteht.

Versicherungsfall  ist das Ereignis, das die Leistungspflicht
des Versicherers entstehen lässt, wenn es während der Versi-
cherungsdauer eintritt.

Versicherungsnehmer  ist unser Vertragspartner. Die Rechte
und Pflichten aus diesem Vertrag betreffen vorrangig den Ver-
sicherungsnehmer.

 

 

Leistungen und Versicherungsschutz

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?

Unsere Leistungen bei Berufsunfähigkeit
(1) Wird die versicherte Person während der Versicherungs-

dauer dieser Zusatzversicherung berufsunfähig (siehe
§ 3), erbringen wir - längstens für die vereinbarte Lei-
stungsdauer - folgende Leistungen:

a) Beitragsbefreiung
Wir befreien Sie von der Beitragszahlungspflicht für die
Hauptversicherung und den sonstigen eingeschlosse-
nen Zusatzversicherungen, sofern hierfür Beitragszah-
lungspflicht besteht.

b) Rente
Wir zahlen die Berufsunfähigkeitsrente monatlich im
Voraus.

c) Anfangshilfe
Wir zahlen zusätzlich einen Betrag in Höhe von drei
Monatsrenten, wenn erstmals eine Rente aus dieser Zu-
satzversicherung fällig wird. Erfolgt die Anerkennung
unserer Leistungspflicht aus dieser Zusatzversicherung
aufgrund einer schweren Erkrankung nach § 5, erhöht
sich der zusätzliche Betrag auf neun Monatsrenten. Die
Anfangshilfe kann nur einmal beansprucht werden.

d) Wiedereingliederungshilfe
Wir zahlen zusätzlich einen Betrag in Höhe von sechs
Monatsrenten, wenn die versicherte Person mindestens
zwei Jahre ununterbrochen berufsunfähig im Sinne die-
ser Bedingungen war und unsere Leistungen erstmals
wegen Wiederaufnahme der zuletzt ausgeübten oder
Aufnahme einer anderen beruflichen Tätigkeit wegfal-
len (vgl. § 11). Die Wiedereingliederungshilfe kann nur
einmal beansprucht werden.
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e) Leistungsdynamik
Ist für die Hauptversicherung einschließlich etwaiger
Zusatzversicherungen die planmäßige Erhöhung der
Beiträge und Leistungen ohne erneute Gesundheits-
prüfung vereinbart, kann zusätzlich vereinbart werden,
dass die Versicherungsleistungen aus der Hauptver-
sicherung und den gegebenenfalls eingeschlossenen
weiteren beitragspflichtigen Zusatzversicherungen -
mit Ausnahme der Leistung der Risiko-Zusatzversiche-
rung - jährlich erhöht werden, solange wegen Berufs-
unfähigkeit Ihre Beitragszahlungspflicht gemäß Buch-
stabe a entfällt. Dabei berechnen wir die Erhöhungen
der Versicherungsleistungen so, als ob sich der Beitrag
für die Hauptversicherung und für die gegebenenfalls
zu erhöhenden Zusatzversicherungen jährlich um den
bei Vertragsabschluss für die Leistungsdynamik verein-
barten Prozentsatz erhöht hätte. Die Leistungen aus
den gegebenenfalls zu erhöhenden Zusatzversicherun-
gen werden dabei im gleichen Verhältnis wie die Versi-
cherungsleistung aus der Hauptversicherung erhöht.

Setzt nach Wegfall der Berufsunfähigkeit oder nach
dem Ende der Leistungsdauer Ihre Beitragspflicht wie-
der ein, wird der Beitrag nach anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik für die dann erreichten Ver-
sicherungsleistungen neu berechnet.

f) Leistungsdynamik der Berufsunfähigkeitsrente
Bei Vertragsabschluss kann zusätzlich vereinbart wer-
den, dass sich nach Eintritt der Berufsunfähigkeit die
Zahlung der zu diesem Zeitpunkt versicherten Berufs-
unfähigkeitsrente jährlich um einen festen Prozentsatz
erhöht. Die Erhöhungen erfolgen jeweils zu Beginn des
Versicherungsjahres, erstmalig zu Beginn des Versiche-
rungsjahres, das auf den Eintritt der Berufsunfähigkeit
folgt. Endet unsere Leistungspflicht aus dieser Zusatz-
versicherung (siehe § 11 Absatz 4) muss die Beitrags-
zahlung - in gleicher Höhe wie vor Eintritt der Berufs-
unfähigkeit - wieder aufgenommen werden.

Unsere Leistungen bei Berufsunfähigkeit wegen Pflegebe-
dürftigkeit
(2) Wird die versicherte Person während der Versicherungs-

dauer dieser Zusatzversicherung wegen Pflegebedürftig-
keit berufsunfähig (siehe § 4), erbringen wir, auch wenn
keine Berufsunfähigkeit im Sinne von § 3 vorliegt, den-
noch - längstens für die vereinbarte Leistungsdauer - die
in Absatz 1 genannten Leistungen.

Weltweiter Versicherungsschutz
(3) Der Versicherungsschutz gilt weltweit.

§ 2 Wann entsteht und wann endet der Anspruch auf Lei-
stungen?

(1) Der Anspruch auf Leistungen aus dieser Zusatzversiche-
rung entsteht mit Ablauf des Monats, in dem die Berufs-
unfähigkeit im Sinne der §§ 3 oder 4 eingetreten ist. Die
Berufsunfähigkeit muss uns in Textform gemeldet wer-
den. Eine frühzeitige Meldung erleichtert die Prüfung Ih-
rer Ansprüche. Wird uns die Berufsunfähigkeit innerhalb
von drei Jahren nach ihrem Eintritt angezeigt, leisten wir
ab dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt. Bei späterer Mel-
dung erbringen wir die Leistungen erst ab Beginn des
Monats, in dem die Meldung bei uns eingeht; zusätzlich
leisten wir rückwirkend für drei Jahre. Diese Einschrän-
kung gilt nicht, wenn die Verspätung der Meldung weder
von Ihnen noch vom Anspruchserhebenden verschuldet
worden ist.

(2) Wenn Sie eine Karenzzeit vereinbart haben, werden über
die Beitragsbefreiung hinausgehende Leistungen (siehe
§ 1 Absätze 1b bis 1d) frühestens für die Zeit nach Ablauf
der Karenzzeit fällig. Der Leistungsanspruch entsteht nur
dann, wenn die Berufsunfähigkeit während der Karenzzeit
ununterbrochen bestanden hat und nach deren Ablauf
noch andauert. Die Leistung aus der Beitragsbefreiung
nach § 1 Absatz 1a beginnt auch bei Vereinbarung einer
Karenzzeit zu dem in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt.
Fällt die Berufsunfähigkeit weg (siehe § 11) und tritt in-
nerhalb von 24 Monaten danach erneut Berufsunfähigkeit
aufgrund derselben Ursache ein, werden bereits zurück-
gelegte Karenzzeiten berücksichtigt.

(3) Der Anspruch auf Leistungen endet,

- wenn Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen
nicht mehr vorliegt,

- wenn die versicherte Person stirbt oder
- bei Ablauf der vereinbarten Leistungsdauer.

Für die Zahlung der Wiedereingliederungshilfe gilt § 1 Ab-
satz 1d.

(4) Geht die Leistungsdauer über die Versicherungsdauer
hinaus, können Ansprüche, die durch den Eintritt der Be-
rufsunfähigkeit vor Ablauf der Versicherungsdauer ent-
standen sind, auch nach deren Ablauf geltend gemacht
werden. Entsprechendes gilt, wenn eine innerhalb der
Versicherungsdauer fällig gewordene Leistung wegge-
fallen ist (siehe § 11) und nach Ablauf der Versicherungs-
dauer erneut Berufsunfähigkeit aufgrund derselben Ur-
sache eintritt. Der Anspruch auf Leistungen aus dieser
Zusatzversicherung entsteht und endet jeweils zu den in
den Absätzen 1 bis 3 genannten Zeitpunkten.

(5) Während der Leistungsprüfung sind die Beiträge in vol-
ler Höhe weiter zu entrichten; wir werden diese jedoch bei
Anerkennung der Leistungspflicht zurückzahlen.

Auf Antrag stunden wir die bis zur endgültigen Entschei-
dung über die Leistungspflicht noch fällig werdenden Bei-
träge zinslos. Besteht danach kein Leistungsanspruch,
müssen Sie die gestundeten Beiträge in einem Betrag
nachzahlen. Sie können mit uns in diesem Fall auch eine
Rückzahlung in Raten über einen Zeitraum von bis zu 12
Monaten oder - sofern möglich - eine Verrechnung im
Rahmen einer Vertragsänderung vereinbaren.

§ 3 Was ist Berufsunfähigkeit?

Berufsunfähigkeit
(1) Berufsunfähigkeit liegt vor, wenn die versicherte Person

infolge Krankheit, Körperverletzung oder mehr als alters-
entsprechendem Kräfteverfalls, die ärztlich nachzuweisen
sind, voraussichtlich mindestens sechs Monate ununter-
brochen zu mindestens 50 % außerstande sein wird, ih-
ren zuletzt ausgeübten Beruf, so wie er ohne gesundheit-
liche Beeinträchtigung ausgestaltet war, auszuüben.

Bei Selbstständigen, freiberuflich Tätigen und Gesell-
schaftern bzw. Angestellten mit Unternehmensleitungs-
befugnis ist für Berufsunfähigkeit im Sinne von Satz 1 zu-
sätzlich nachzuweisen, dass die versicherte Person auch
bei möglicher und zumutbarer betrieblicher Umorganisa-
tion zu mindestens 50 % außerstande sein wird, ihren Be-
ruf auszuüben. Zumutbar ist eine Umorganisation, wenn
sie wirtschaftlich und betrieblich zweckmäßig ist, keinen
erheblichen Kapitalaufwand erfordert und die versicherte
Person eine unternehmensleitende Stellung behält, die
der bisherigen wirtschaftlichen und sozialen Lebensstel-
lung (vgl. Absatz 6) entspricht. Bei weisungsgebundenen
Arbeitnehmern verlangen wir keine Umorganisation.

(2) Kann nicht festgestellt werden, dass der Zustand im Sinne
von Absatz 1 voraussichtlich sechs Monate ununterbro-
chen andauern wird, hat er jedoch länger als sechs Mo-
nate ununterbrochen angedauert, gilt dieser Zustand von
Beginn an als Berufsunfähigkeit.

Berufswechsel
(3) Hat die versicherte Person innerhalb der letzten 24 Mo-

nate vor dem Eintritt der Berufsunfähigkeit in dem zu-
letzt ausgeübten Beruf ihre berufliche Tätigkeit gewech-
selt, kann auch die davor ausgeübte berufliche Tätigkeit
zur Prüfung herangezogen werden. Voraussetzung ist,
dass der versicherten Person die zum Eintritt des Versi-
cherungsfalles im zuletzt ausgeübten Beruf maßgebli-
chen Gesundheitsstörungen bereits bei Aufgabe der frü-
heren beruflichen Tätigkeit bekannt waren und der Be-
rufswechsel erfolgte, um durch ein verändertes Tätigkeits-
spektrum einen höheren Grad der Berufsunfähigkeit zu
erreichen. Hat die versicherte Person ihre berufliche Tä-
tigkeit gerade wegen der Gesundheitsstörung, die spä-
ter zur Berufsunfähigkeit führt, gewechselt und eine kör-
perlich weniger belastende Tätigkeit aufgenommen (lei-
densbedingter Berufswechsel), bleibt die vor dem Berufs-
wechsel ausgeübte Tätigkeit bei der Prüfung der Berufs-
unfähigkeit maßgebend. Entsprechendes gilt bei leidens-
bedingten Einschränkungen der beruflichen Tätigkeit. Bei
Berufswechsel besteht keine Anzeigepflicht.
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(4) Übt die versicherte Person eine andere, ihrer bisherigen
wirtschaftlichen und sozialen Lebensstellung (Absatz 6)
entsprechende Tätigkeit tatsächlich aus, liegt keine Be-
rufsunfähigkeit nach Absatz 1 bis 3 vor.

(5) Auch nach dem Ausscheiden aus dem Berufsleben kön-
nen Sie diese Zusatzversicherung fortführen. Werden spä-
ter Leistungen beantragt, wird bei einem vorübergehen-
den Ausscheiden der vor dem Ausscheiden zuletzt ausge-
übte Beruf und die zu diesem Zeitpunkt erreichte Lebens-
stellung für die Beurteilung der Berufsunfähigkeit her-
angezogen. Ein vorübergehendes Ausscheiden liegt vor,
wenn - unabhängig vom Ausscheidungsgrund - bei Ein-
tritt der Berufsunfähigkeit drei Jahre ab dem Ausscheiden
noch nicht verstrichen sind.

Nach einem dauerhaften Ausscheiden kommt es darauf
an, dass die versicherte Person außerstande ist, eine Tä-
tigkeit auszuüben, die aufgrund ihrer Ausbildung und Fä-
higkeiten ausgeübt werden kann und ihrer wirtschaftli-
chen und sozialen Lebensstellung (Absatz 6) zum Zeit-
punkt des Ausscheidens entspricht. Ein dauerhaftes Aus-
scheiden liegt vor, wenn bei Eintritt der Berufsunfähig-
keit seit dem Ausscheiden mehr als drei Jahre verstrichen
sind. Gesetzliche Elternzeit zählt immer als vorüberge-
hendes Ausscheiden.

Wirtschaftliche und soziale Lebensstellung
(6) Die wirtschaftliche und soziale Lebensstellung ist ge-

wahrt, wenn die berufliche Qualifikation, die berufliche
Stellung, deren soziale Wertschätzung und die daraus be-
zogene Vergütung das bisherige Niveau nicht spürbar un-
terschreiten. Bei der Beurteilung der zumutbaren Minde-
rung der Vergütung berücksichtigen wir die Umstände
des Einzelfalls.

(7) Berufsunfähigkeit liegt ebenfalls vor, wenn und so-
lange ein Träger der gesetzlichen Rentenversicherung in
Deutschland eine Erwerbsunfähigkeit bzw. eine volle Er-
werbsminderung allein aus medizinischen Gründen unbe-
fristet anerkennt.

§ 4 Was ist Berufsunfähigkeit wegen Pflegebedürftigkeit?

(1) Berufsunfähigkeit wegen Pflegebedürftigkeit im Sinne
dieser Bedingungen liegt vor, wenn die versicherte Per-
son infolge Krankheit, Körperverletzung oder mehr als al-
tersentsprechendem Kräfteverfalls, die ärztlich nachzu-
weisen sind, voraussichtlich mindestens sechs Monate
ununterbrochen so hilflos ist, dass sie bei einer der in Ab-
satz 3 genannten Verrichtungen täglich die Hilfe einer an-
deren Person benötigt.

(2) Kann nicht festgestellt werden, dass der Zustand im Sinne
von Absatz 1 voraussichtlich sechs Monate ununterbro-
chen andauern wird, hat er jedoch länger als sechs Mo-
nate ununterbrochen angedauert, gilt dieser Zustand von
Beginn an als Berufsunfähigkeit.

(3) Bewertungsmaßstab für die Pflegebedürftigkeit sind die
Art und der Umfang der erforderlichen täglichen Hilfe
durch eine andere Person.

Die versicherte Person benötigt Hilfe beim

Fortbewegen im Zimmer
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch
bei Inanspruchnahme einer Gehhilfe oder eines Rollstuhls
- die Unterstützung einer anderen Person für die Fortbe-
wegung benötigt.

Aufstehen und Zu-Bett-Gehen
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person nur mit
Hilfe einer anderen Person das Bett verlassen oder in das
Bett gelangen kann.

Einnehmen von Mahlzeiten und Getränken
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch
bei Benutzung krankengerechter Essbestecke und Trink-
gefäße - nicht ohne Hilfe einer anderen Person essen oder
trinken kann.

Verrichten der Notdurft
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person die Un-
terstützung einer anderen Person benötigt, weil sie
- sich nach dem Stuhlgang nicht allein säubern kann,

- ihre Notdurft nur unter Zuhilfenahme einer Bettschüs-
sel verrichten kann oder weil

- der Darm bzw. die Blase nur mit fremder Hilfe entleert
werden kann.

Besteht allein eine Inkontinenz des Darms bzw. der Blase,
die durch die Verwendung von Windeln oder speziellen
Einlagen ausgeglichen werden kann, liegt hinsichtlich der
Verrichtung der Notdurft keine Pflegebedürftigkeit vor.

(4) Unabhängig von diesen Einschränkungen liegt Berufsun-
fähigkeit wegen Pflegebedürftigkeit vor, wenn die versi-
cherte Person infolge einer seelischen Erkrankung oder
geistigen Behinderung sich oder andere gefährdet und
deshalb zumindest täglicher Beaufsichtigung bedarf.

§ 5 Was bedeutet schwere Erkrankung?

Schwere Erkrankungen im Sinne dieser Bedingungen, die fach-
ärztlich nachgewiesen werden müssen, sind:

Herzinfarkt
Irreversibler Untergang eines Teiles des Herzmuskels durch
akuten Verschluss eines Herzkranzgefäßes. Die Diagnose muss
gesichert sein durch typische Brustschmerzen, Erhöhung der
herzmuskelspezifischen Laborwerte (Enzyme) und durch fri-
sche für einen Herzinfarkt typische EKG-Veränderungen. Aus-
geschlossen sind sogenannte stumme Herzinfarkte.

Multiple Sklerose
Entmarkungskrankheit des Zentralnervensystems mit irreversi-
blen typischen neurologischen Ausfällen und typischen Krank-
heitsherden, nachgewiesen durch entsprechende Bild gebende
Untersuchungstechniken.

Schlaganfall
Schlaganfallereignis durch eine Hirnblutung oder einen Hirnin-
farkt infolge Verschluss oder Ruptur eines Hirngefäßes oder in-
folge einer Embolie aus anderen Körperorganen. Der Schlagan-
fall muss zum plötzlichen Auftreten bleibender neurologischer
Ausfallerscheinungen geführt haben. Die neurologische Schä-
digung muss nachweislich während mindestens sechs Wochen
nach dem Schlaganfall angedauert haben und ihre Dauerhaftig-
keit prognostiziert werden.

Nierenversagen
Dauerhaftes Versagen der Funktion beider Nieren (terminale
Niereninsuffizienz), das eine Dauerdialyse oder eine Nieren-
transplantation erfordert.

Blindheit
Vollständiges und nicht korrigierbares Fehlen des Augenlichtes
beidseits. Als Blindheit gilt auch, wenn die Sehschärfe auf kei-
nem Auge, auch nicht bei beidäugiger Prüfung, mehr als 1/50
beträgt.

Gehörverlust
Vollständiger und nicht korrigierbarer Verlust des Gehörs beid-
seits. Einem Gehörverlust gleichgesetzt wird eine Hörminde-
rung um mindestens 90% ohne Korrekturmöglichkeit mit ei-
nem Hörgerät.

Querschnittslähmung
Schädigung des Rückenmarks mit vollständiger und dauerhaf-
ter Lähmung beider Beine.

§ 6 Wann geben wir eine Erklärung über unsere Leistungs-
pflicht ab?

(1) Nach Prüfung der uns eingereichten sowie der von uns
beigezogenen Unterlagen erklären wir, ob und ab wann
wir eine Leistungspflicht anerkennen.

(2) Diese Erklärung geben wir innerhalb von vier Wochen
nach Vorliegen aller entscheidungserheblichen Unter-
lagen (siehe § 10) ab. Dabei werden wir kein zeitlich be-
grenztes Anerkenntnis aussprechen. Wir informieren Sie
während der Prüfung alle sechs Wochen über den Sach-
stand und fordern zeitnah fehlende Unterlagen an.

§ 7 Welche ergänzenden Bestimmungen gelten zur Über-
schussbeteiligung?

(1) Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer
gemäß § 153 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) an den
Überschüssen, die jährlich im Rahmen unseres handels-
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rechtlichen Jahresabschlusses festgestellt werden. Die
Zusatzversicherung gehört demselben Überschussver-
band an wie die Hauptversicherung.

Wir veröffentlichen die Überschussanteilsätze in unserem
Geschäftsbericht. Die Bemessungsgrundlagen für die Be-
teiligung am Überschuss und die Verwendung der Über-
schussanteile ergeben sich aus den "Bestimmungen zur
Überschussbeteiligung". Diese Bestimmungen sind Be-
standteil dieser Bedingungen.

(2) Die Beiträge von Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherun-
gen sind so kalkuliert, dass die zu erwartenden Aufwen-
dungen für Leistungsfälle und Kosten gedeckt werden
können, ohne dass darüber hinaus ein Kapitalbetrag an-
gespart wird, der bei Erleben des Ablaufs der Versiche-
rung auszuzahlen wäre. Weil aus den Beiträgen von Be-
rufsunfähigkeits-Zusatzversicherungen keine Beträge zur
nachhaltigen Bildung von Kapitalanlagen zur Verfügung
stehen, entfallen bei einer gemäß § 153 Absatz 3 VVG vor-
zunehmenden verursachungsorientierten Zuordnung der
in den Kapitalanlagen enthaltenen Bewertungsreserven
keine Bewertungsreserven auf Berufsunfähigkeits-Zu-
satzversicherungen . Sie erhalten daher keine Beteiligung
an den Bewertungsreserven.

Ihre Gestaltungsmöglichkeiten

§ 8 Wann und in welchem Umfang können Sie Ihre Berufs-
unfähigkeitsrente ohne Gesundheitsprüfung erhöhen?

(1) Hat die versicherte Person das 40. Lebensjahr noch nicht
vollendet, können Sie die Berufsunfähigkeitsrente in den
ersten fünf Versicherungsjahren jeweils zum nächsten
Beitragsfälligkeitstermin ohne erneute Gesundheitsprü-
fung erhöhen (Erhöhungsoption).

(2) Hat die versicherte Person das 45. Lebensjahr noch nicht
vollendet, können Sie die Berufsunfähigkeitsrente jeweils
zum nächsten Beitragsfälligkeitstermin ohne erneute Ge-
sundheitsprüfung nach Eintritt folgender Lebensereig-
nisse bei der versicherten Person erhöhen:
- Heirat,
- Geburt eines Kindes oder Adoption eines minderjähri-

gen Kindes,
- Abschluss einer staatlich anerkannten beruflichen oder

akademischen Ausbildung,
- Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit als Hauptbe-

ruf,
- das Bruttojahresarbeitseinkommen bei nichtselbst-

ständiger Tätigkeit überschreitet erstmalig die Bei-
tragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Renten-
versicherung,

- Erhöhung des Bruttojahresarbeitseinkommens bei
nichtselbstständiger Tätigkeit um mindestens 10 % in-
nerhalb eines Jahres,

- Erwerb einer selbst bewohnten Immobilie,
- Scheidung,
- Kürzung der gesetzlichen Rentenanwartschaften durch

Gesetz oder
- Wegfall oder Kürzung einer berufsbedingten, insbeson-

dere berufsständischen oder betrieblichen Altersver-
sorgung.

(3) Die Erhöhungsoption kann nur ausgeübt werden, sofern
- bis zum Zeitpunkt der Erhöhung die versicherte Person

weder berufsunfähig bzw. erwerbsgemindert war noch
einen Antrag auf Berufsunfähigkeit, Erwerbsminderung
oder Pflegebedürftigkeit gestellt hat und uns dieses in
Textform bestätigt,

- die Zusatzversicherung beitragspflichtig ist und
- die Berufsunfähigkeitsjahresrente einschließlich Erhö-

hung und einschließlich anderweitig bestehender Be-
rufsunfähigkeitsanwartschaften 60 % des letzten Brut-
tojahresarbeitseinkommens der versicherten Person
nicht übersteigt.

Nach Eintritt der Berufsunfähigkeit bzw. Erwerbsminde-
rung durchgeführte Erhöhungen entfallen rückwirkend.

(4) Die monatliche Berufsunfähigkeitsrente darf maximal auf
2.500 EUR erhöht werden. Bei dieser Obergrenze sind
weitere bei uns bestehende Versicherungen, bei denen
eine Berufsunfähigkeitsrente mitversichert ist, zu berück-

sichtigen. Die Erhöhungsoption kann mehrfach bis zu den
beschriebenen Grenzen ausgeübt werden.

Soweit die Grenze für die Höchstbarrente, die in unseren
"Bestimmungen über Gebühren und tarifabhängige Be-
grenzungen" aufgeführt ist, nicht überschritten wird, er-
höht sich die Berufsunfähigkeitsrente unabhängig von
der Versicherungssumme der Hauptversicherung. Mit Er-
reichen dieser Grenze wird die Versicherungssumme der
Hauptversicherung ebenfalls, d.h. im selben Verhältnis
wie die Berufsunfähigkeitsrente, erhöht.

Ausübung der Option
(5) Wenn Sie von der Erhöhungsoption Gebrauch machen

möchten, müssen Sie die Erhöhung innerhalb von zwölf
Monaten nach Eintritt des Ereignisses und einen Monat
vor dem Erhöhungstermin in Textform beantragen und
entsprechend nachweisen (z. B. Abschlusszeugnis, Ge-
burtsurkunde des Kindes, Heiratsurkunde, Scheidungsur-
kunde).

Soweit nichts anderes vereinbart wird, gelten für die Er-
höhungsversicherung die vertraglichen Vereinbarungen
und Erklärungen einschließlich der Bezugsrechtsverfü-
gung sowie die Annahmeentscheidung der ursprüngli-
chen Versicherung. Der Beitrag für die Erhöhung der Be-
rufsunfähigkeitsrente errechnet sich nach dem am Erhö-
hungstermin erreichten rechnungsmäßigen Alter der ver-
sicherten Person, der restlichen Laufzeit des Vertrages
und dem bei Vertragsabschluss gültigen Tarif.

Wenn die Versicherungsdauer länger als zehn Jahre be-
trägt oder nach dem 35. Lebensjahr der versicherten Per-
son endet, erfolgt die Erhöhung durch Abschluss eines
von uns für die Erhöhungsoption angebotenen neuen
Vertrages. Grundlage für diesen Vertrag sind die dann
gültigen Tarife, Versicherungsbedingungen und Steuer-
regelungen sowie das dann erreichte rechnungsmäßige
Alter der versicherten Person, die restliche Laufzeit und
die dann gültigen Annahmerichtlinien; hierbei berück-
sichtigen wir gegebenenfalls Erkenntnisse über Ihre Er-
krankungen oder Beschwerden aus bereits erfolgten Lei-
stungsprüfungen.

§ 9 Wann und wie können Sie Ihren Versicherungsschutz
ohne Gesundheitsprüfung verlängern?

(1) Sie können ohne erneute Gesundheitsprüfung die Versi-
cherungsdauer während ihrer Laufzeit bis zum Ende der
vereinbarten Leistungsdauer der Berufsunfähigkeits-Zu-
satzversicherung verlängern (Verlängerungsoption).

Die Verlängerungsoption kann nur dann ausgeübt wer-
den, sofern
- zum Zeitpunkt der Verlängerung die versicherte Person

weder berufsunfähig bzw. erwerbsgemindert ist noch
einen Antrag auf Berufsunfähigkeit, Erwerbsminderung
oder Pflegebedürftigkeit gestellt hat und uns dieses in
Textform bestätigt,

- die Verlängerung im Rahmen der dann gültigen tarifli-
chen Bestimmungen liegt,

- der Vertrag beitragspflichtig ist,
- die Berufsunfähigkeitsrente einschließlich Erhöhung

und anderweitig versicherter privater Berufsunfähig-
keitsrenten 60 % des letzten Bruttojahresarbeitsein-
kommens der versicherten Person nicht übersteigt,

- der ausgeübte Beruf der versicherten Person nach den
Annahmerichtlinien für das Neugeschäft versicherbar
ist und

- die Versicherungsdauer vor Vollendung des 36. Le-
bensjahres der versicherten Person endet.

Durchgeführte Verlängerungen entfallen rückwirkend, so-
fern zum Zeitpunkt der Verlängerung Berufunfähigkeit
bzw. Erwerbsminderung bestanden hat.

Ausübung der Option
(2) Wenn Sie von der Verlängerungsoption Gebrauch machen

möchten, müssen Sie die Verlängerung einen Monat vor
dem Verlängerungstermin in Textform beantragen.

Die Verlängerung erfolgt durch Abschluss eines von uns
für die Verlängerungsoption angebotenen neuen Vertra-
ges. Grundlage für diesen Vertrag sind die dann gültigen
Tarife, Versicherungsbedingungen und Steuerregelungen
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sowie das dann erreichte rechnungsmäßige Alter der ver-
sicherten Person und die dann gültigen Annahmerichtli-
nien; hierbei berücksichtigen wir gegebenenfalls Erkennt-
nisse über Ihre Erkrankungen oder Beschwerden aus be-
reits erfolgten Leistungsprüfungen. Die ursprüngliche Be-
rufsunfähigkeits-Zusatzversicherung endet.

Ihre Pflichten

§ 10 Was ist zu beachten, wenn eine Leistung verlangt wird?

(1) Wird eine Leistung aus dieser Zusatzversicherung ver-
langt, müssen uns folgende Auskünfte, die zur Feststel-
lung unserer Leistungspflicht erforderlich sind, gegeben
und Nachweise vorgelegt werden:
a) ein Zeugnis über den Tag der Geburt der versicherten

Person;
b) eine Darstellung der Ursache für den Eintritt der Be-

rufsunfähigkeit;
c) ausführliche Berichte der Ärzte, die die versicherte Per-

son gegenwärtig behandeln bzw. behandelt oder un-
tersucht haben, über Ursache, Beginn, Art, Verlauf und
voraussichtliche Dauer des Leidens sowie über die Aus-
wirkungen im Hinblick auf eine Berufsunfähigkeit oder
Pflegebedürftigkeit;

d) eine Beschreibung des zuletzt ausgeübten Berufs der
versicherten Person, deren Stellung und Tätigkeit im
Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit sowie
über danach eingetretene Veränderungen;

e) Angaben über Einkommen aus beruflicher Tätigkeit;
f) bei Berufsunfähigkeit wegen Pflegebedürftigkeit zu-

sätzlich eine Bescheinigung der Person oder der Ein-
richtung, die mit der Pflege betraut ist, über Art und
Umfang der Pflege;

g) eine Aufstellung
- der Ärzte, Krankenhäuser, Krankenanstalten, Pflege-

einrichtungen oder Pflegepersonen, bei denen die
versicherte Person in Behandlung war, ist oder - so-
fern bekannt - sein wird,

- der Versicherungsgesellschaften, Sozialversiche-
rungsträger oder sonstiger Versorgungsträger, bei
denen die versicherte Person ebenfalls Leistungen
wegen Berufsunfähigkeit geltend machen könnte,

- über den derzeitigen Arbeitgeber und frühere Arbeit-
geber der versicherten Person.

(2) Wir können außerdem - auf unsere Kosten - weitere ärzt-
liche Untersuchungen durch von uns beauftragte Ärzte
sowie notwendige Nachweise - auch über die wirtschaft-
lichen Verhältnisse und ihre Veränderungen - verlangen,
insbesondere zusätzliche Auskünfte und Aufklärungen.
Hält sich die versicherte Person im Ausland auf, können
wir verlangen, dass die erforderlichen ärztlichen Unter-
suchungen in der Bundesrepublik Deutschland durch-
geführt werden. In diesem Fall übernehmen wir auch die
Reise- und Übernachtungskosten in angemessener Höhe.
Die versicherte Person hat Ärzte, Krankenhäuser und son-
stige Krankenanstalten sowie Pflegeheime, bei denen sie
in Behandlung oder in Pflege war oder sein wird, sowie
Pflegepersonen, andere Personenversicherer und gesetz-
liche Krankenkassen sowie Berufsgenossenschaften und
Behörden zu ermächtigen, uns auf Verlangen Auskunft zu
erteilen.

(3) Lässt die versicherte Person operative Behandlungsmaß-
nahmen, die der behandelnde oder untersuchende Arzt
anordnet oder empfiehlt, nicht durchführen, hat dies kei-
nen Einfluss auf die Feststellung und Anerkennung von
Berufsunfähigkeitsleistungen. Die versicherte Person ist
jedoch verpflichtet, zumutbaren - sach- und fachkundi-
gen - ärztlichen Anordnungen oder Empfehlungen Folge
zu leisten. Zumutbar sind Maßnahmen, die nicht mit Ge-
fahren oder besonderen Schmerzen verbunden sind und
Aussicht auf wesentliche Besserung der gesundheitlichen
Beeinträchtigung bieten. Dazu zählen z. B. das Einhal-
ten einer medizinisch begründeten Diät, die Teilnahme
an Kur- und Rehamaßnahmen, die Einnahme verordne-
ter Medikamente, die Verwendung von Seh- und Hörhil-
fen sowie orthopädischer und anderer medizinisch-tech-
nischer Hilfen, die Durchführung logopädischer, physio-
therapeutischer oder psychotherapeutischer Behandlun-
gen.

Fälligkeit der Leistungen und Folgen einer Verletzung der
Mitwirkungspflichten
(4) Unsere Leistungen werden fällig, nachdem wir die Erhe-

bungen abgeschlossen haben, die zur Feststellung des
Versicherungsfalles und des Umfangs unserer Leistungs-
pflicht notwendig sind. Wenn eine der in den Absätzen 1
und 2 genannten Pflichten nicht erfüllt wird, kann dies zur
Folge haben, dass wir nicht feststellen können, ob oder in
welchem Umfang wir leistungspflichtig sind. Eine solche
Pflichtverletzung kann dazu führen, dass unsere Leistung
nicht oder nur teilweise fällig wird.

Kosten
(5) Die mit den Nachweisen und Auskünften verbundenen

Kosten trägt derjenige, der die Leistung beansprucht, so-
fern keine anderweitige Regelung getroffen worden ist.

(6) Bei Überweisungen in Länder außerhalb des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes trägt der Empfangsberechtigte
die damit verbundene Gefahr.

§ 11 Was ist nach Anerkennung der Berufsunfähigkeit zu
beachten?

Nachprüfung
(1) Wenn wir unsere Leistungspflicht anerkannt haben oder

sie gerichtlich festgestellt worden ist, sind wir berechtigt,
das Fortbestehen der Berufsunfähigkeit im Sinne dieser
Bedingungen nachzuprüfen; dies gilt auch während Ka-
renzzeiten. Dabei können wir erneut prüfen, ob die versi-
cherte Person eine andere Tätigkeit im Sinne von § 3 Ab-
satz 4 ausübt.

(2) Zur Nachprüfung können wir jederzeit sachdienliche Aus-
künfte (z. B. ausführliche Berichte der behandelnden
Ärzte, Unterlagen über eine ausgeübte Tätigkeit der ver-
sicherten Person sowie Einkünfte aus dieser Tätigkeit)
und einmal jährlich umfassende Untersuchungen der ver-
sicherten Person durch von uns zu beauftragende Ärzte
verlangen. Hierbei anfallende Kosten sind von uns zu tra-
gen. Die Bestimmungen des § 10 Absatz 2 gelten entspre-
chend.

Mitteilungspflicht
(3) Sie müssen uns unverzüglich mitteilen, wenn sich die Be-

rufsunfähigkeit oder die Pflegebedürftigkeit mindert oder
sie wegfällt. Gleiches gilt, wenn eine berufliche Tätigkeit
wieder aufgenommen wird oder sich ändert.

Leistungseinstellung
(4) Wenn wir feststellen, dass eine Berufsunfähigkeit im

Sinne dieser Bedingungen nicht mehr vorliegt, teilen wir
Ihnen dies unter Angabe der Gründe mit. Nach dem Ab-
lauf des dritten Monats nach Zugang dieser Mitteilung
stellen wir die Leistungen ein. Zu diesem Zeitpunkt muss
die Beitragszahlung wieder aufgenommen werden, sofern
die vereinbarte Beitragszahlungsdauer noch nicht abge-
laufen ist.

Folgen einer Verletzung der Mitwirkungspflichten
(5) Solange eine Mitwirkungspflicht nach den Absätzen 2 und

3 von Ihnen, der versicherten Person oder dem Anspru-
cherhebenden vorsätzlich nicht erfüllt wird, leisten wir
nicht. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Mitwirkungs-
pflicht sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu
kürzen. Beides gilt nur, wenn wir durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf diese Rechtsfolgen hingewiesen ha-
ben.

Unsere Leistungspflicht bleibt bestehen, wenn Sie nach-
weisen, dass
- die Mitwirkungspflicht nicht grob fahrlässig verletzt

worden ist oder
- die Verletzung ohne Einfluss auf die Feststellung oder

den Umfang unserer Leistungspflicht ist. Das gilt nicht,
wenn die Mitwirkungspflicht arglistig verletzt wird.

Wenn die Mitwirkungspflicht später erfüllt wird, sind wir
ab Beginn des laufenden Monats nach Maßgabe dieser
Bedingungen zur Leistung verpflichtet, bei Vereinbarung
einer Karenzzeit jedoch frühestens nach Ablauf der Ka-
renzzeit.
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Leistungsausschlüsse

§ 12 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausge-
schlossen?

(1) Grundsätzlich leisten wir unabhängig davon, auf welcher
Ursache die Berufsunfähigkeit beruht. Es besteht jedoch
kein Versicherungsschutz, wenn die Berufsunfähigkeit
verursacht ist:
a) durch vorsätzliche Ausführung oder den Versuch einer

Straftat durch die versicherte Person;
b) durch innere Unruhen, wenn die versicherte Person auf

Seiten der Unruhestifter teilgenommen hat;
c) durch folgende von der versicherten Person vorgenom-

mene Handlungen
- absichtliche Herbeiführung von Krankheit,
- absichtliche Herbeiführung von mehr als altersent-

sprechenden Kräfteverfalls,
- absichtliche Selbstverletzung oder
- versuchte Selbsttötung.

Wir werden jedoch leisten, wenn uns nachgewiesen
wird, dass die versicherte Person diese Handlungen in
einem die freie Willensbestimmung ausschließenden
Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit be-
gangen hat.

d) durch eine widerrechtliche Handlung, mit der Sie als
Versicherungsnehmer vorsätzlich die Berufsunfähigkeit
der versicherten Person herbeigeführt haben;

e) durch Strahlen infolge Kernenergie, die das Leben oder
die Gesundheit zahlreicher Menschen derart gefährden,
dass zur Abwehr der Gefährdung eine Katastrophen-
schutzbehörde oder vergleichbare Einrichtung tätig
wurde;

f) unmittelbar oder mittelbar durch Kriegsereignisse.
Wir werden jedoch leisten, wenn die Berufsunfähigkeit
während eines Aufenthalts der versicherten Person au-
ßerhalb der Bundesrepublik Deutschland verursacht
wurde und sie an den kriegerischen Ereignissen nicht
aktiv beteiligt war.

(2) Wir leisten außerdem nicht, wenn
- die Berufsunfähigkeit unmittelbar oder mittelbar durch

den vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen
oder chemischen Waffen oder durch den vorsätzlichen
Einsatz oder die vorsätzliche Freisetzung von radioakti-
ven, biologischen oder chemischen Stoffen verursacht
wird,

- der Einsatz oder das Freisetzen darauf gerichtet sind,
das Leben oder die Gesundheit einer Vielzahl von Per-
sonen zu gefährden und

- die durch den Einsatz oder das Freisetzen verursach-
ten Versicherungsfälle den Leistungsbedarf gegen-
über den Rechnungsgrundlagen für die Berechnung
der Deckungsrückstellung so erhöhen, dass die dau-
ernde Erfüllbarkeit der versicherten Leistungen beein-
trächtigt wird und ein unabhängiger Treuhänder dies
innerhalb von 12 Monaten nach dem Ereignis überprüft
und bestätigt hat.

Sonstige Vertragsbestimmungen

§ 13 Wie ist das Verhältnis zur Hauptversicherung?

Grundsätze
(1) Die Zusatzversicherung bildet mit der Hauptversicherung

eine Einheit; sie kann ohne die Hauptversicherung nicht
fortgesetzt werden. Spätestens wenn der Versicherungs-
schutz aus der Hauptversicherung endet, bei Rentenver-
sicherungen auch zum Beginn der Rentenzahlung und
bei Risikoversicherungen auch mit Ausübung des Um-
tauschrechts, endet die Zusatzversicherung und damit
auch der Versicherungsschutz.

(2) Nach Anerkennung oder Feststellung unserer Leistungs-
pflicht aus dieser Zusatzversicherung berechnen wir die
Leistung aus der Hauptversicherung (Rückkaufswert, bei-
tragsfreie Versicherungsleistung und Überschussbeteili-
gung der Hauptversicherung) so, als ob Sie den Beitrag
unverändert weitergezahlt hätten. Ansprüche aus der Zu-
satzversicherung, die auf bereits vor dem Wirksamwer-
den der Kündigung oder Beitragsfreistellung der Haupt-
versicherung eingetretener Berufsunfähigkeit beruhen,

werden durch Kündigung oder Beitragsfreistellung der
Hauptversicherung nicht berührt.

Beendigung dieser Zusatzversicherung
(3) Sofern keine anerkannten oder festgestellten Ansprüche

aus Ihrer Zusatzversicherung bestehen, können Sie diese
für sich allein oder zusammen mit der Hauptversicherung
kündigen. Mit Kündigung endet der Vertrag. Wir zahlen
keinen Rückkaufswert aus der Zusatzversicherung.

(4) Eine einmalige Kapitalzahlung zur Abfindung anerkannter
oder festgestellter Ansprüche aus der Zusatzversicherung
können Sie nicht verlangen.

Beitragsfreistellung dieser Zusatzversicherung
(5) Nach § 165 VVG können Sie bei einer Zusatzversicherung

mit laufender Beitragszahlung anstelle einer Kündigung
nach Absatz 3, allerdings nur zusammen mit der Haupt-
versicherung, verlangen, von der Beitragszahlungspflicht
befreit zu werden. Die beitragsfreie Versicherungslei-
stung errechnen wir nach anerkannten Regeln der Ver-
sicherungsmathematik. Das Verhältnis zwischen der Be-
rufsunfähigkeitsrente und der Leistung aus der Hauptver-
sicherung wird durch die Umwandlung in eine beitrags-
freie Versicherung in der Regel nicht verändert. Handelt
es sich bei der Hauptversicherung jedoch um eine Ren-
tenversicherung mit alternativem Garantiekonzept (auch
als Direktversicherung) berechnen wir - unter Berücksich-
tigung der tarifabhängigen Begrenzungen - die beitrags-
freien Versicherungsleistungen nach anerkannten Regeln
der Versicherungsmathematik für die Haupt- und Zusatz-
versicherung getrennt. Dadurch ändert sich das Verhält-
nis zwischen der Berufsunfähigkeitsrente und der Lei-
stung aus der Hauptversicherung.

(6) Eine Fortführung der Zusatzversicherung unter Befreiung
von der Beitragszahlungspflicht gemäß Absatz 5 ist aller-
dings nur möglich, wenn die beitragsfreie Berufsunfähig-
keitsrente nicht unter den Mindestbetrag sinkt, der in un-
seren "Bestimmungen über Gebühren und tarifabhängige
Begrenzungen" aufgeführt ist. Die derzeit gültigen "Be-
stimmungen über Gebühren und tarifabhängige Begren-
zungen" sind als Anlage beigefügt. Diese Bestimmun-
gen sind Bestandteil dieser Bedingungen. Wir können Be-
grenzungen in angemessener Weise neu festlegen. Über
künftige Änderungen werden wir Sie jeweils schriftlich
unterrichten. Wird die beitragsfreie Mindestrente nicht
erreicht, endet der Vertrag. Wir zahlen keinen Rückkaufs-
wert aus der Zusatzversicherung.

Herabsetzung des Versicherungsschutzes der Hauptversi-
cherung
(7) Bei Herabsetzung der versicherten Leistung aus der

Hauptversicherung gelten die Absätze 3, 5 und 6 entspre-
chend.

Abtretung oder Verpfändung
(8) Rentenansprüche aus dieser Zusatzversicherung können

Sie weder abtreten noch verpfänden.

Ablauf der Beitragszahlungsdauer
(9) Besteht die Zusatzversicherung zu einer betrieblich ver-

anlassten Rentenversicherung oder Kapital bildenden Le-
bensversicherung und ist eine Berufsunfähigkeit bis zum
Ablauf der Beitragszahlungsdauer dieser Zusatzversiche-
rung nicht eingetreten, wird der frei werdende Zusatzbei-
trag weitergezahlt. Er wird ohne erneute Gesundheitsprü-
fung zur Erhöhung der Leistung aus der Hauptversiche-
rung verwendet. Dies setzt voraus, dass
- weiterhin Beitragszahlungspflicht für die Hauptversi-

cherung besteht und
- Sie nicht bis zum Ende des zweiten Monats nach Ab-

lauf der Beitragszahlungsdauer dieser Zusatzversiche-
rung widersprechen.

Diese Erhöhung erfolgt im Falle einer betrieblich veran-
lassten Kapital bildenden Lebensversicherung jedoch nur,
wenn deren restliche Laufzeit noch mindestens drei Jahre
beträgt.

Die Berechnung der erhöhten Leistungen erfolgt nach an-
erkannten Regeln der Versicherungsmathematik unter
Berücksichtigung des am Erhöhungstermin erreichten
rechnungsmäßigen Alters der versicherten Person, der
restlichen Laufzeit bzw. Aufschubzeit der Hauptversiche-
rung und der ursprünglichen Annahmebedingungen.
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Die Leistungen aus weiteren gegebenenfalls eingeschlos-
senen Zusatzversicherungen werden im gleichen Verhält-
nis wie die der Hauptversicherung erhöht.

Erfolgt keine Erhöhung, reduziert sich der Gesamtbeitrag
um den wegfallenden Beitrag für diese Zusatzversiche-
rung.

§ 14 Welche Unterstützung erhalten Sie von uns im Lei-
stungsfall?

Werden Leistungen wegen Berufsunfähigkeit verlangt, unter-
stützen wir Sie insbesondere bei Fragen
- zur Beantragung von Berufsunfähigkeitsleistungen,
- zum Verfahren der Leistungsprüfung,
- zum genauen Umfang der Versicherungsleistung,
- zum Nachweis der Berufsunfähigkeit und
- zur Beschreibung der ausgeübten beruflichen Tätigkeit.

Sie können diese Unterstützung telefonisch in Anspruch neh-
men. Im Einzelfall sind wir nach Abstimmung mit Ihnen bereit,
die für die Prüfung notwendigen Informationen im Rahmen ei-
nes persönlichen Gespräches bei Ihnen aufzunehmen.
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Diese zusätzlichen Angaben ergänzen die Ihrer Versicherung
zugrunde liegenden Allgemeinen und Besonderen Bedingun-
gen.

1. Hauptversicherung
Je nach Vereinbarung gilt folgendes Überschusssystem:

1.1 Erhöhung der Versicherungsleistung (Todesfallbonus)
Jeweils zu Beginn eines Versicherungsjahres wird eine Über-
schussbeteiligung in Form einer zusätzlichen Todesfallleistung
(Todesfallbonus) zugesagt. Diese wird im Leistungsfall zusam-
men mit der vereinbarten Versicherungssumme fällig.

Der Todesfallbonus wird in Prozent der vereinbarten Versiche-
rungssumme bzw. bei Risikoversicherungen mit einer fallen-
den Versicherungssumme in Prozent der jeweils vereinbarten
Summe bemessen.

1.2 Verrechnung mit den Beiträgen
Bei jeder Beitragsfälligkeit wird ein laufender Überschussan-
teil zugeteilt, der in Prozent des für die Versicherung jeweils zu
zahlenden Beitrags bemessen wird. Jeder laufende Überschus-
santeil wird mit dem jeweils fällig werdenden Beitrag verrech-
net.

Wird die Versicherung in eine beitragsfreie Versicherung um-
gewandelt, erfolgt die Überschussbeteiligung gemäß Ziffer 1.1.

2. Berufsunfähigkeitsabsicherung für junge Leute (BJL)

2.1 Solange keine Berufsunfähigkeit vorliegt

2.1.1 Beitragspflichtige Versicherungen
Die BJL erhält bei jeder Beitragsfälligkeit einen laufenden
Überschussanteil, der in Prozent des Beitrags für die BJL be-
messen wird.

Jeder laufende Überschussanteil wird mit dem jeweils fällig
werdenden Beitrag verrechnet (Überschussverwendungsform
"Verrechnung mit den Beiträgen").

2.1.2 Beitragsfreie Versicherungen
Jeweils zu Beginn eines Versicherungsjahres wird für die bei-
tragsfreie BJL eine Überschussbeteiligung in Form einer zu-
sätzlichen Rente zugesagt. Diese zusätzliche Rente aus der
Überschussbeteiligung (ZÜB) wird nach Eintritt einer Lei-
stungspflicht aus der BJL zu denselben Terminen und so lange
wie die vereinbarte Berufsunfähigkeitsrente gezahlt. Die Höhe
der ZÜB wird jährlich im Voraus in Prozent der vereinbarten Be-
rufsunfähigkeitsrente festgelegt. Ab Eintritt der Berufsunfähig-
keit ist die ZÜB der Höhe nach vereinbart.

2.2 Während der Dauer der Berufsunfähigkeit
Der BJL wird jeweils am Ende eines Versicherungsjahres ein
Zinsüberschussanteil zugeteilt. Am Ende des Versicherungs-
jahres, in dem die Berufsunfähigkeit eingetreten ist, wird der
Überschussanteil zeitanteilig fällig. Bemessungsgröße für den
Zinsüberschussanteil ist das mit den Rechnungsgrundlagen
der Beitragskalkulation berechnete Deckungskapital für die je-
weilige Leistung (Beitragsbefreiung bzw. Berufsunfähigkeits-
rente) aus der BJL am Zuteilungstermin.

Der Überschussanteil, der auf die Berufsunfähigkeitsrente ent-
fällt, wird zur Erhöhung der vereinbarten Berufsunfähigkeits-
rente verwendet. Die durch die Erhöhung erreichte Berufsunfä-
higkeitsrente ist ab diesem Zeitpunkt jeweils vereinbart.

Die auf die Beitragsbefreiung entfallenden Überschussanteile
werden verzinslich angesammelt. Das Ansammlungsguthaben
wird zusammen mit der Leistung aus der Hauptversicherung,
spätestens bei deren Ablauf fällig.

3. Beteiligung des Ansammlungsguthabens der Zusatzversi-
cherungen an den Bewertungsreserven

3.1 Grundsätzliches
Nach § 252 Absatz 1 Ziffer 4 Handelsgesetzbuch (HGB) sind die
im Jahresabschluss ausgewiesenen Vermögensgegenstände
vorsichtig zu bewerten und - soweit sie nicht zum Anlagestock
fondsgebundener Lebensversicherungen gemäß § 341d HGB
gehören - höchstens mit ihren Anschaffungskosten (§ 253 Ab-
satz 1 HGB) bzw. - im Falle der in § 341c HGB genannten Kapi-
talanlagen - ihrem Nennwert anzusetzen. Übersteigt der Zeit-
wert der Kapitalanlagen ihren in der Bilanz ausgewiesenen
Wert, entstehen Bewertungsreserven.

Grundlage für die Berechnung der Beteiligung der Versiche-
rungsnehmer an den Bewertungsreserven sind die Bewer-
tungsreserven des Teils der Kapitalanlagen, der durch die Prä-
mienzahlungen zu Kapital bildenden Lebensversicherungen
mit Überschussbeteiligung entstanden ist (überschussbeteili-
gungsrelevante Bewertungsreserven).

Sofern sich aus der Überschussbeteiligung einer Zusatzversi-
cherung verzinslich anzusammelnde Überschussanteile erge-
ben, wird Ihrem Vertrag bei Beendigung ein Anteil an dem aktu-
ellem Wert der Bewertungsreserven , die nach den jeweils gel-
tenden gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Vorschriften für
die Beteiligung der Verträge zu berücksichtigen sind, mittels
eines verursachungsorientierten Verfahrens rechnerisch zuge-
ordnet.

Für die Höhe der Beteiligung an den Bewertungsreserven ist
die unter Ziffer 3.2 beschriebene Bemessungsgröße für die
Beteiligung an den Bewertungsreserven wesentlich. Die Ih-
rem Vertrag nach § 153 Absatz 3 des Gesetzes über den Versi-
cherungsvertrag (Versicherungsvertragsgesetz - VVG) rechne-
risch zugeordneten Bewertungsreserven sind der Teil der über-
schussbeteiligungsrelevanten Bewertungsreserven, der dem
Anteil der Bemessungsgröße Ihres Vertrages an der Summe
über die Bemessungsgrößen aller Verträge mit Anspruch auf
Beteiligung an den Bewertungsreserven entspricht. Als Beteili-
gung an den Bewertungsreserven wird bei Vertragsbeendigung
die Hälfte des Ihrem Vertrag rechnerisch zugeordneten Teils
der Bewertungsreserven fällig.

Der aus jedem Ansammlungsguthaben resultierende fällig wer-
dende Anteil an der Beteiligung an den Bewertungsreserven
wird zur Erhöhung der aus dem jeweiligen Ansammlungsgutha-
ben fälligen Leistung verwendet.

3.2 Bemessungsgröße für die Beteiligung an den Bewer-
tungsreserven
Die Bemessungsgröße für die Beteiligung an den Bewertungs-
reserven ist die Summe der jeweiligen Ansammlungsguthaben
am Ende der zurückgelegten Versicherungsjahre; unvollstän-
dige Versicherungsjahre tragen auf Grundlage des Ansamm-
lungsguthabens am Ende des Versicherungsjahres zeitantei-
lig zur Bemessungsgrundlage bei. Werden zum Ende des Versi-
cherungsjahres Überschussanteile zugeteilt, ist das Ansamm-
lungsguthaben vor Zuteilung maßgeblich.
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner; für
unser Vertragsverhältnis gelten die nachfolgenden Bedingun-
gen.
 
Inhaltsverzeichnis

Nach welchem Maßstab erfolgt die planmäßige Erhö-
hung der Beiträge?

§ 1

Zu welchem Zeitpunkt erhöhen sich Beiträge und Versi-
cherungsleistungen?

§ 2

Wonach errechnen sich die erhöhten Versicherungslei-
stungen?

§ 3

Welche sonstigen Bestimmungen gelten für die Erhö-
hung der Versicherungsleistungen?

§ 4

Wann werden Erhöhungen ausgesetzt? § 5

 

§ 1 Nach welchem Maßstab erfolgt die planmäßige Erhö-
hung der Beiträge?

(1) Der Beitrag für diese Versicherung einschließlich der Be-
rufsunfähigkeitsabsicherung für junge Leute erhöht sich
jeweils
- im gleichen Verhältnis wie der Höchstbeitrag in der all-

gemeinen Rentenversicherung, mindestens jedoch um
jährlich 5 % des jeweiligen Vorjahresbeitrags

oder
- um einen bei Vertragsabschluss vereinbarten Prozent-

satz. Dabei wird die Erhöhung immer vom jeweiligen
Vorjahresbeitrag berechnet.

Der vereinbarte Erhöhungsmaßstab wird im Versiche-
rungsschein genannt.

(2) Die Beitragserhöhung bewirkt eine Erhöhung der Versi-
cherungsleistungen ohne erneute Gesundheitsprüfung.

§ 2 Zu welchem Zeitpunkt erhöhen sich Beiträge und Versi-
cherungsleistungen?

(1) Die Erhöhungen des Beitrags und der Versicherungslei-
stungen erfolgen jeweils zu Beginn des Versicherungs-
jahres.

(2) Sie erhalten rechtzeitig vor dem Erhöhungstermin eine
Mitteilung über die Erhöhung. Der Versicherungsschutz
aus der jeweiligen Erhöhung beginnt am Erhöhungster-
min.

(3) Die letzte Erhöhung von Beitrag und Versicherungslei-
stungen erfolgt ein Jahr vor Ablauf der Beitragszahlungs-
dauer.

§ 3 Wonach errechnen sich die erhöhten Versicherungslei-
stungen?

(1) Die Erhöhung der Versicherungsleistungen errechnet sich
nach dem am Erhöhungstermin erreichten rechnungsmä-
ßigen Alter der versicherten Person(en), der restlichen
Laufzeit des Vertrages und dem bei Vertragsabschluss
gültigen Tarif. Die Versicherungsleistungen erhöhen sich
nicht im gleichen Verhältnis wie die Beiträge.

(2) Wir sind berechtigt, bei einer nicht nur als vorüberge-
hend anzusehenden und nicht vorhersehbaren Verände-
rung des Leistungsbedarfs gegenüber den Rechnungs-
grundlagen des bestehenden Vertrages künftigen Erhö-
hungen der Versicherungsleistungen berichtigte Rech-
nungsgrundlagen zugrunde zu legen, sofern dies erfor-
derlich erscheint, um die dauernde Erfüllbarkeit der Versi-
cherungsleistungen zu sichern.

Zu diesem Zweck können wir für die Berechnung künfti-
ger Erhöhungen der Versicherungsleistungen als Rech-
nungsgrundlagen
- bei einer unerwartet starken Änderung der Lebenser-

wartung: die Sterbetafel
- bei einer unerwartet starken Veränderung des Lei-

stungsbedarfs für eine Berufsunfähigkeits-Zusatzversi-
cherung: die Wahrscheinlichkeitstafeln für das Berufs-
unfähigkeitsrisiko

- bei einer nachhaltig gesunkenen Rendite der Kapital-
anlagen: den Rechnungszins

verwenden, die / der nach Maßgabe der jeweils gültigen
aufsichtsrechtlichen Bestimmungen und den offiziellen
Stellungnahmen der Deutschen Aktuarvereinigung e. V.
(DAV) als gebotene Rechnungsgrundlagen für die Berech-
nung der Deckungsrückstellung der Versicherungslei-
stungen gelten. Die Änderung der Rechnungsgrundlagen
kann auch mehrmals erfolgen.

Anpassungen können wir jeweils nur innerhalb eines Jah-
res nach Vorliegen der oben genannten Voraussetzungen
vornehmen. Sie werden nur wirksam, sofern ein unabhän-
giger Treuhänder die Rechnungsgrundlagen und die son-
stigen Voraussetzungen für die Änderung überprüft und
deren Angemessenheit bestätigt hat. Die Änderungen
werden wir Ihnen bekannt geben. Bereits erfolgte Erhö-
hungen der Versicherungsleistungen bleiben von der Än-
derung unberührt.

(3) Die Leistungen aus der Berufsunfähigkeitsabsicherung
für junge Leute werden im gleichen Verhältnis wie die der
Hauptversicherung erhöht.

§ 4 Welche sonstigen Bestimmungen gelten für die Erhö-
hung der Versicherungsleistungen?

(1) Alle im Rahmen des Versicherungsvertrages getroffenen
Vereinbarungen, insbesondere die Allgemeinen und Be-
sonderen Bedingungen sowie die Bezugsrechtsverfü-
gung, erstrecken sich ebenfalls auf die Erhöhung der Ver-
sicherungsleistungen. Entsprechende Anwendung fin-
det auch der Paragraph "Wie werden die Abschlusskosten
verrechnet?" der Allgemeinen Bedingungen.

(2) Die Erhöhung der Versicherungsleistungen aus dem Ver-
sicherungsvertrag setzt die Fristen in den Paragraphen
der Allgemeinen und Besonderen Bedingungen, die im
Zusammenhang mit der Verletzung der vorvertraglichen
Anzeigepflicht und der Selbsttötung genannt werden,
nicht erneut in Lauf. Die Erhöhungen sind wie die verein-
barten Grundversicherungen an den Überschüssen betei-
ligt.

§ 5 Wann werden Erhöhungen ausgesetzt?

(1) Die Erhöhung entfällt rückwirkend, wenn Sie ihr bis zum
Ende des zweiten Monats nach dem Erhöhungstermin wi-
dersprechen oder den ersten erhöhten Beitrag nicht in-
nerhalb von zwei Monaten nach dem Erhöhungstermin
zahlen.

(2) Unterbliebene Erhöhungen können Sie mit unserer Zu-
stimmung nachholen.

(3) Sollten Sie mehr als zweimal hintereinander von der Erhö-
hungsmöglichkeit keinen Gebrauch machen, erlischt Ihr
Recht auf weitere Erhöhungen; es kann jedoch mit unse-
rer Zustimmung neu begründet werden.

(4) Solange wegen Berufsunfähigkeit Ihre Beitragszahlungs-
pflicht ganz oder teilweise entfällt, erfolgen im Rahmen
dieser Besonderen Bedingungen keine Erhöhungen.



Welche Steuerregelungen gelten für eine private Risikoversicherung mit
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

die nachfolgenden Informationen beruhen auf dem aktuellen
Stand der deutschen Steuergesetze (Stand: 01.05.2013). Die
Anwendung dieser Steuerregelungen auf Ihre Risikoversiche-
rung kann nicht für die gesamte Laufzeit der Versicherung ga-
rantiert werden. Durch Änderungen von Gesetzen, Verordnun-
gen, Rechtsprechung, Verwaltungsanweisungen etc. während
der weiteren Vertragslaufzeit, aber auch durch Vertragsände-
rungen, kann sich die steuerliche Behandlung Ihrer Risikoversi-
cherung ändern. Eine Haftung für diese Auskünfte können wir
nicht übernehmen. In Zweifelsfällen empfehlen wir Ihnen, steu-
erliche Beratung in Anspruch zu nehmen.

Einkommensteuer
Die gezahlten Beiträge können im Rahmen des geltenden
Höchstbetrages für diese Vorsorgeaufwendungen als Sonder-
ausgaben abgezogen werden (vgl. § 10 EStG).

Versicherungsleistungen aus einer Risikoversicherung sind
einkommensteuerfrei.

Gezahlte Renten aus der Berufsunfähigkeitsabsicherung für
junge Leute unterliegen in Höhe des Ertragsanteils für zeitlich
begrenzte Leibrenten als sonstige Einkünfte der Besteuerung
(vgl. § 22 Abs. 1 EStG in Verbindung mit § 55 EStDV). Über die
ausgezahlten Rentenleistungen aus der Berufsunfähigkeitsab-
sicherung für junge Leute haben wir eine Rentenbezugsmittei-
lung an die Deutsche Rentenversicherung Bund als Zentrale
Stelle für Altersvermögen (ZFA) zu machen (vgl. § 22a in Verbin-
dung mit § 81 EStG).

Erbschaft- / Schenkungsteuer
Die Ansprüche oder Leistungen aus Risikoversicherungen und
eventuellen Zusatzversicherungen können der Erbschaft- bzw.
Schenkungsteuer unterliegen, wenn sie einem anderen als dem
Versicherungsnehmer ausgezahlt oder zur Verfügung gestellt
werden. Dieses gilt auch bei einem Wechsel des Versicherungs-
nehmers. In diesem Fall wird der in der Versicherung liegende
Vermögenswert der Versicherung übertragen. Er wird mit dem
aktuellen Rückkaufswert zum Übertragungszeitpunkt bewer-
tet. Wir sind verpflichtet, diese Fälle vor Auszahlung bzw. Über-
tragung dem für die Verwaltung der Erbschaftsteuer zuständi-
gen Finanzamt schriftlich anzuzeigen (vgl. § 33 ErbStG in Ver-
bindung mit § 3 ErbStDV).

Versicherungsteuer
Die Beiträge zu Lebensversicherungen unterliegen nicht der
Versicherungsteuer (siehe § 4 Nr. 5 VersStG).

Umsatzsteuer (auch Mehrwertsteuer genannt)
Leistungen aus Ihrer Lebensversicherung sind umsatzsteuer-
frei.

Die Abkürzungen bedeuten:

EStG Einkommensteuergesetz
EStDV Einkommensteuer-Durchführungsverordnung
ErbStG Erbschaftsteuergesetz
ErbStDV Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung.
VersStG Versicherungsteuergesetz



Bestimmungen über Gebühren und tarifabhängige Begrenzungen für die
Risikoversicherung mit Berufsunfähigkeitsabsicherung für junge Leute
(Stand 01.01.2017)
 

 

Diese Bestimmungen sind Bestandteil der Ihrer Versicherung
zugrunde liegenden Allgemeinen und Besonderen Bedingun-
gen. Wir können die Bestimmungen in angemessener Weise
neu festlegen. Über künftige Änderungen werden wir Sie je-
weils schriftlich unterrichten.

Abgaben und Gebühren

Alle etwaigen öffentlichen Abgaben (z. B. Steuern und Gebüh-
ren), die für die Versicherung erhoben werden, sowie die uns
in Rechnung gestellten Gebühren für Rückläufer im Lastschrift-
verfahren sind uns zu erstatten.

Für eine Mahnung aufgrund der Nichtzahlung von Folgebeiträ-
gen oder sonstigen geschuldeten Beträgen erheben wir neben
den anfallenden Postgebühren eine Gebühr von 5 EUR.

Der Zinssatz für Verzugszinsen richtet sich nach der Situation
am Kapitalmarkt. Er liegt jedoch höchstens 5 Prozentpunkte
über dem Basiszinssatz nach § 247 Bürgerliches Gesetzbuch
(BGB).

Nicht gezahlte Gebühren oder Verzugszinsen verrechnen wir
mit Ihren Überschussanteilen.

Für die folgenden besonderen Bemühungen erheben wir eine
Gebühr von 15 EUR, die wir mit Ihren Überschussanteilen ver-
rechnen:

- Wechsel des Versicherungsnehmers

- Ausstellung eines Ersatzversicherungsscheines

- Vertragsänderung mit Neuberechnung von Beitrag, ver-
einbarter Versicherungsleistung oder Vertragslaufzeit

- Bestätigung von Verfügungsbeschränkungen (außerhalb
des Verbundes mit den Sparkassen und der Landesbau-
sparkasse)

- Einzelermächtigung zur Schweigepflichtentbindung

Tarifabhängige Begrenzungen

1. Risikoversicherungen

a) Mindestversicherungssumme
- für beitragspflichtige Versicherungen 3.000 EUR
- für beitragsfreie Versicherungen 1.500 EUR

b) Mindestbeitrag
- Mindestbeitrag, sofern die Beiträge nicht

im Lastschriftverfahren gezahlt werden 20 EUR

2. Berufsunfähigkeitsabsicherung (BJL)
- Jährliche Mindestbarrente 600 EUR
- Jährliche Höchstbarrente 100 % der

Versicherungssumme
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Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung
Ihrer personenbezogenen Daten durch die Westfälische Pro-
vinzial Versicherung AG, die Provinzial Nord Brandkasse AG,
die Hamburger Feuerkasse Versicherung AG und die Provinzial
NordWest Lebensversicherung AG und die Ihnen nach dem Da-
tenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung

Für Kunden der Westfälischen Provinzial Versicherung AG:
Westfälische Provinzial Versicherung Aktiengesellschaft
Hausanschrift: Provinzial-Allee 1, 48159 Münster
Tel. +49 251 219-9970
Fax +49 251 219-2300
wp-service@provinzial.de

Für Kunden der Provinzial Nord Brandkasse AG:
Provinzial Nord Brandkasse Aktiengesellschaft
Hausanschrift: Sophienblatt 33, 24114 Kiel
Tel. +49 431 603-9970
Fax +49 431 603-1115
service@provinzial.de

Für Kunden der Hamburger Feuerkasse Versiche-
rungs-AG:
Hamburger Feuerkasse Versicherungs-Aktiengesellschaft
Hausanschrift: Kleiner Burstah 6-10, 20457 Hamburg
Tel. +49 40 30904-9191
Fax +49 40 30904-9000
service@hamburger-feuerkasse.de

Für Kunden der Provinzial NordWest Lebensversicherung
AG:
Provinzial NordWest Lebensversicherung Aktiengesell-
schaft
Hausanschrift: Sophienblatt 33, 24114 Kiel
Tel. +49 431 603-9970
Fax +49 431 603-1115
service@provinzial.de

Unseren Datenschutzbeauftragten  erreichen Sie per Post un-
ter der o.g. Adresse mit dem Zusatz - Datenschutzbeauftragter
- oder per E-Mail unter:
datenschutz@provinzial.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beach-
tung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bun-
desdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich re-
levanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes
(VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hin-
aus haben sich unsere Unternehmen auf den Verhaltensko-
dex der deutschen Versicherungswirtschaft (Code of Conduct)
verpflichtet, der die oben genannten Gesetze für die Versiche-
rungswirtschaft präzisiert. Diese können Sie im Internet über
folgenden Link abrufen:

Für Kunden der Westfälischen Provinzial Versicherung AG:
www.provinzial-online.de/datenschutz

Für Kunden der Provinzial Nord Brandkasse AG:
www.provinzial.de/datenschutz

Für Kunden der Hamburger Feuerkasse Versiche-
rungs-AG:
www.hamburger-feuerkasse.de/datenschutz

Für Kunden der Provinzial NordWest Lebensversicherung
AG:
www.provinzial-nordwest.de/datenschutz

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen
wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Ab-
schluss  des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu
übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zu-
stande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung  des Ver-
tragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu

können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der
Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsver-
trages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen
Daten nicht möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten
zur Erstellung von versicherungsspezifischen Auswertungen
und Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur
Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller bei ei-
nem Unternehmen des Provinzial NordWest Konzerns beste-
henden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten
Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich ei-
ner Vertragsanpassung, -ergänzung oder für umfassende Aus-
kunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener
Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs.
1b DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezo-
gener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines
Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre
Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2a i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstel-
len wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf
Grundlage von Art. 9 Abs. 2j DSGVO i. V. m. § 27 BDSG.

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von
uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1f DSGVO). Dies
kann insbesondere erforderlich sein:
- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
- zur schriftlichen Werbung - insbesondere durch unsere

Vertriebspartner - für unsere eigenen Versicherungspro-
dukte und für andere Produkte der Unternehmen des Pro-
vinzial Nordwest Konzerns und deren Kooperationspartner,

- für Markt- und Meinungsumfragen sowie
- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbeson-

dere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinwei-
sen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten
zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichts-
rechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbe-
wahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechts-
grundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jewei-
ligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1c DSGVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rah-
men der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informie-
ren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen
Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann
es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an
einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein ei-
genes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen
kann.

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem
Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum
Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten An-
trags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler,
soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Bera-
tung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangele-
genheiten benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Bestimmte Datenverarbeitungsvorgänge für die in der Gruppe
verbundenen Unternehmen werden zentral an spezialisierte
Bereiche unserer Unternehmensgruppe übertragen. Darüber
hinaus nehmen Bereiche unserer Unternehmensgruppe be-
stimmte Aufgaben (z.B. die Vertrags- und Schadenbearbeitung)
übergreifend wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen
Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe
besteht, können Ihre Daten etwa zur Verwaltung von Anschrif-
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tendaten, für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags-
und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur ge-
meinsamen Postbearbeitung innerhalb der Unternehmens-
gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste finden
Sie die Unternehmen, die an dieser zentralen oder übergreifen-
den Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und ge-
setzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister.

Eine Auflistung der Unternehmen, die an einer Datenverarbei-
tung innerhalb der Unternehmensgruppe teilnehmen, sowie
die externen von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienst-
leister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehun-
gen bestehen, können Sie der Übersicht im Anhang (Dienstlei-
sterliste) entnehmen. Die jeweils aktuelle Version finden Sie
immer auf unserer Internetseite unter folgendem Link:

Für Kunden der Westfälischen Provinzial Versicherung AG:
www.provinzial-online.de/datenschutz

Für Kunden der Provinzial Nord Brandkasse AG:
www.provinzial.de/datenschutz

Für Kunden der Hamburger Feuerkasse Versiche-
rungs-AG:
www.hamburger-feuerkasse.de/datenschutz

Für Kunden der Provinzial NordWest Lebensversicherung
AG:
www.provinzial-nordwest.de/datenschutz

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an
weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Er-
füllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversiche-
rungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden).

Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die
oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei
kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit
aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen eines unserer Un-
ternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Ver-
jährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem spei-
chern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu ge-
setzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbe-
wahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Han-

delsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschege-
setz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahren.

Ihre Rechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer
Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können
Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder
die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie
ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren For-
mat zustehen.

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu wi-
dersprechen.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter
Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widerspre-
chen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen.

Ihr Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den
oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Daten-
schutzaufsichtsbehörde zu wenden.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages
(z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-
Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können,
kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von perso-
nenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten
früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsauskünfte
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen not-
wendig ist, fragen wir bei Auskunfteien (siehe Dienstleister-
liste) Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zah-
lungsverhaltens ab.

Datenerhebung bei sonstigen Dritten
Außerdem erheben wir zur Wahrung unserer berechtigten In-
teressen personenbezogene Daten bei Dritten (auch öffentliche
Stellen) zum Zwecke der Risikoprüfung, des Forderungsmana-
gements und der Adressprüfung (siehe Dienstleisterliste).


